1 Inland. 

Berlin, den 27. Rob. Se. Greellenz der Ober-Burggraf im Königreich 
Preußen, von Brüunneck, iſt von Trebnitz hier angekommen. — Se. Excellenz 
der Generals Lieutenant und Gonverneur von Königsberg, von Colom b, iſt 
nach Königsberg in Pr. und der Viſchof des Bisthums Kulm, Dr. Sedlag, 


nach Pelplin abgerelſtvy ————ͤ k- 

o Koſten, den 26. November. Dem hieſigen Land- und Stadtgericht 
wurde von Frankfurt aus von einem Mitgliede der Linken die „Anſprache der 
linken Seite der drutſchen Rational⸗Verſammlung an das preußiſche Volk“ zur 
weitern Verbreitung wie auch zur Aushängung am ſchwarzen Brett eingeſendet. 
Es wurde ihm darauf von dieſem Gerichtshof nachſtehende Antwort ertheilt. 

N geehrter Herr! 

Das Schreiben vom 20. November d. J., womit uns drei Exemplare der 
„ Anſpracht der Unten Seite der deutſchen National⸗Verſammlung an das preu⸗ 
biſche Volk“ zur Verbreitung zugeſandt ſind, iſt uns heute zugegangen. Wir 
können jedoch hiezu nicht die Hand bieten. Wären wir auch mit dem Inhalte 
der Anſprachr einverſtanden und könnten wir es auch mit unferer Pflicht ver⸗ 
einigen, zur Verbreitung eines Plakats mitzuwirken, welches dazu beſtimmt iſt, 
das traurige Zerwürfniß, in dem ſich das preußiſche Volk befindet, noch zu ver⸗ 
mehren und das ſchwer gefährdete Anſehen der Geſetze, zu deren Handhabung 
wir berufen ſind, noch mehr zu untergraben, ſo würde doch jene Anſprache zu 
ſpät kommen, denn die große Mehrheit der Beſonnenen im preußiſchen Volke 
hat bereits entſchieden. Welcher Meinung diefelben auch über das Recht der 
Regierung geweſen fein mögen, den Sig der Nattonal⸗Verſammlung zu verle⸗ 
gen, fo ſimmen doch alle darin überein daß durch den Beſchluß der Steuerver⸗ 
Weigerung. der Weg des friedlichen und geſetzlichen Widerſtandes gegen jene 
Maßregel verlaffen und von einem Mittel Gebrauch gemacht worden iſt, das, 
wenn jemals, doch nur in dem äußerſten Nothfalle anzuwenden, weil es zunächſt 
gegen das Volk ſelbſt, zu deſſen Schutze es dienen ſoll, gerichtet und geeignet iſt, 
daſſelbe in das unabſehbarſte, rettungsloſeſte Unglück zu ſtürzen. * 

Ihnen aber und Ihren Geſtnnungsgenoſſen find wir berechtigt, die Frage 
vorzulegen, wie Sie denn behaupten können, für die Freiheit und die Einheit 
des deutſchen Vaterlandes zu kämpfen, während Sie das Grundprincip aller 


Freiheit, aller Einheit verletzen? Freiheit ohne Geſetzlichkeit iſt ein Unding, die 
— Laer unter die Geſetze das Mer mal eines freten Mannes. 
Das höchſte Geſetz in einem freien Gemeindeweſen aber iſt die Anerkennung der 


Beſchlüſſe der Mehrheit. Es iſt daher ein Kampf gegen die Freiheit und gegen 

die Einheit des deutſchen Vaterlandes, wenn Sie bei jeder Gelegenheit, wo die 

Mehrheit der Verſammlung gegen Sie entſchieden, an die Maſſen appelliren. 

er 7 einer ſolchen Appellation kann kein anderer fein, als Es 

was Sie ſelbſt als Geſetz anerkennen müſſen, eine ungeſetzliche G in Be⸗ 

wegung zu fegen, um dadurch Ihr ſubjektives Belieben ſtatt des Volkswillens zur 
Geltung zu bringen. Koſten, den 25. Nopbr. 1848. * 
Königl. Preuß. Land⸗ und Stadtgericht. 

PC Berlin, den 25. November. Die Abgeordneten Reichensperger 
und Oſtermann find vorgeſtern Abend von ihrer Miſſton nach Frankfurt zus 
rückgekehrt. Aus ihren Mittheilungen entnehmen wir, daß nach mehr als nach 
einer Seite hin der Erfolg ihrer Sendung ein ſehr bedeutender geweſen, indem 
fie nicht allein weſentlich zur Aufklärung der dortigen Anſichten über die Berli⸗ 
ner Zuſtände vom Beginn der Preußiſchen National-Verſammlung an beige⸗ 
tragen, ſondern auch die Majorität der Deutſchen National-Verſammlung da⸗ 
durch entſchieden befeſtigt haben, daß fie dieſer letzteren ein umumwundenes, auf 
voller Sachkunde beruhendes Urtheil über die ſolgenreichſte Frage der Gegen⸗ 
wart möglich machten. Die am 20. November erreichte Majorität von 126 
Stimmen wird noch auf lange Zeit hin wohlthätig auf alle Frankfurter Ber 
ſchlüße nachwirken, — vorausgeſetzt, daß das Preußiſche Kabinet auch ſeiner⸗ 
feits den erlangten Sieg mit Weisheit benutzt und der Deutſchen National⸗Ver⸗ 
ammlung jede dem Prinzip nach zuläſſige Conceſſion macht. Das Verhalten 
ee u e in Frankfurt, nach den Beſchlüſſen vom 20. November, giebt den 
beſten aßſtab für deren wahrſcheinliche Folgen hinſichtlich der künftigen Par⸗ 
tpeifellung und der Beſeſtigung der Majorität in der Frankfurter Verſammlung 
ſelber. Die Anke ist nämlich am 21. gar nicht im Parlamente erſchienen und 
ſoll mit dem Gedanken umgehn ganz auszuſcheiden. Die hiergegen ſprechenden 
Bedenken blieben freilich nicht unbeachtet und es ſcheint ein Vermittelungsvor⸗ 
ſchlag bei ihr entſchiedenen Beifall zu finden. Derſelbe geht dahin, vor der 
Sand zwar nicht im Parlament zu erſcheinen, jedoch zur Wahrung aller Rechte 
die Diäten nach wie vor zu erheben und unter dem Schutz des Abgeordneten⸗ 
Privilegiums die größtmögliche praktiſche Thätigkeit nach Außen hin zu ent⸗ 
wickeln. Wir vertrauen ſeſt zu der durch ſchmerzliche Erfahrungen gewonnenen 
ſchetlachen Einſicht Deutſchlands, daß die Linke auf dieſem neuen Wege am ra⸗ 
ihres Seas Urtheil Aller über ihre eigentlichen Abſichten und über die Folgen 
: Du ee (falls ein ſolcher noch gedenkbar wäre) herbeiführen wird. 

alfeiderf, den 24. Nov. Heute früh wurde der Marktplatz mit Truppen 
hast beſetzt, während dag auf demſelben gelegene Corps-Bureau der Buͤrgerwehr 
von einem Piquet Jufonterie, unter Führung des Lieutenants v. Reichenbach (16. 


Regiment), unter Erbrechung der Thüren durchſucht wurde. Die dort vorhaude⸗ 
nen Gewehre und Munition, ſo wie zwei, dem Sebaſtianus⸗Schützen. Verein ges 
hörige Fahnen brachte man nach der Kaſerne, doch kurz nachher wurden die Fah⸗ 
nen unter Escorte eiuer Compagnie auf dem Rathhauſe abgeliefert. — Die Ober⸗ 
Procnuratur ruft durch Plakate die Ariitel 209. und 217 des Strafgeſetzbuches 


dem Publikum ins Gedächtniß, während au den Straßenecken eine Bekanntma⸗ 


chung ausgerufen with, daß alle Fremden, welche ſich über den Zweck ihres Auf 


euthaltss nicht gehörig ausweiſen können, die Stadt binnen 48 Stunden zu ver, 
laſſen haben. 174 ä . 
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Poſener Zeitung. 


Mittwoch den 29. November. v 


— Mittags 1 uhr. So eben find ſechs der thätigften und tüchtigſten Mit⸗ 
glieder des hieſigen Regierungs⸗Collegiums auf Grund höherer Verfügung ſus⸗ 
pendirt worden; nämlich: die Herren Geh. Regierungs-Rath Arndts, Re⸗ 
gierungs Rache Quentin, Otto, Mathleu, Engelmann und Regierungs⸗ 
Aſſeſſor Gerhardy. Den Grund dieſer Suspeuſton kaun ich noch nicht ſpeziell 
angeben; jedenfalls beſteht derſelbe jedoch in Konflikten mit dem Regierungs⸗Prä⸗ 
ſidenten Frhrn. v. Spiegel wegen des über die hieſige Stadt, wie man ſagt, ohne 
Wiſſen und Willen des Kollegiums, verhängten Belagerungs⸗Zuſtaudes. Daß die 
ſuspendirten Mitglieder ſich hier in jeder Beziehung der allgemeinſten Achtung er⸗ 
freuen, iſt eine unbeſtrittene Thatſache, und darf man ſeſt überzeugt fein, daß 
dieſelben in dieſer Angelegenheit nur für das von ihnen als wahr und gut Aner⸗ 
kannte aufgetreten find, ihre Anſichten aber mit Kraft und Energie vertreten haben. 

Düffeldorf, den 25. Nov. Die Stadt iſt ruhig, nachdem die Vor⸗ 
fechter der rothen Republik: Rackmann, Wulff, Gräfin Hatzfeldt und Sohn, es 
für gut befunden, einſtweilen abzureiſen. — Man ſpricht von vielen Ver⸗ 
haftungen, welche jedoch erſt nach vollſtändiger Entwaffnung der Bürgerwehr 
Statt ſinden ſollen. £ 

Elberfeld, den 21. Nov. In der Sitzung des conſtitutionellen Vereins 
vom 22. Nov. iſt eine Adreſſe an den General-Lieutenant von Drygalski ein⸗ 
ſtimmig beſchloſſen und geſtern durch eine Deputation des Vereins überreicht 
worden. Es heißt in derſelben; „Indem der Verein es beklagt, daß die Civil⸗ 
behörden nach eigenem Geſtändniß die Anarchie fo weit haben gehen laſſen, ohne 
ihr entſchiedenen Wiederſtand entgegen zu ſetzen, ſpricht er zugleich die Hoffnung 
aus, daß jetzt, wo durch die Energie der Militär⸗Behörde die Ordnung wieder 
hergeſtellt iſt, wiederkehrender Sinn für Geſetz und wahre Freiheit in den Be⸗ 
wohnern von Düſſeldorf Ew. Excellenz die Ausübung Ihrer Pflicht erleichtern 
und es ihr erſparen möge, zu den äußerſten Maßnahmen überzugehen. Es iſt 
dem Verein ein Bedürfniß, hier zugleich die Verſicherung niederzulegen, daß 
alle guten Bürger dieſer Stadt mit Stolz auf unſer Kriegsheer hinblicken, wel⸗ 
ches neben dem Erbgut der Tapferkeit auch in dieſer Zeit flets die edlere Tugend 
der Treue und Hingebung an König und Vaterland bewährt hat. „ 3. 

Coblenz, den 21. Nov. Heute Morgen hat die Entwaffnung der hie⸗ 
figen' Bürgerwehr, begonnen; aber bis dahin haben nur einige Wenige ihre Ge⸗ 
wehre abgeliefgrt, und wird die große Mehrheit derſelben ihre Gewehre fich aus 
der Wohnung abnehmen laſſen. | (Rhein- u. Moſelz.) 

Wedel (an der Moſel), den 23. Nov. Die Landwehrmänner des Kreifes 
Derncaftel hatten ſich geſtern in feſtlichen Aufzügen und unter Sang und Klang 
hiev verſammelt, um über das Verhalten zu berathen, welches ſte während der 
Dauer des unſeligen S. affinen e Krone und National⸗Verſammlung 
zu bewahren gedenken. Einſtimmig wurde beſchloſſen, daß man in allen Vor⸗ 
kommniſſen nur den Beſchlüſſen der National⸗Verſammlung Folge leiſten und 


deren Ruf zum Handeln in geſetzlicher Nuhe und Ordnung abwarten wolle. 
(Rhein⸗ und \ 
Frankfurt a. M., den 24. Nov. (O.⸗P.⸗A.⸗3.) er fie — 
verfaſſunggebenden Reichs-Verſammlung. Folgender Erlaß des Reichs⸗ 
verweſers an deu Präſidenten wird verleſen. „Herr Präſtdent! Bei der ernſten Lage 
des Vaterlandes habe ich mich bewogen gefunden „die Beſchlüſſe der Reichsver⸗ 
ſammlung vom 20. d. M. in Betreff des zwiſchen der Krone Preußen und der 
Preußiſchen Landesverſammlung eutſtandenen Konflikts mittelſt einer Anſprache an 
das Deutſche Volk zur allgemeinen Keuntniß zu bringen. Beiliegend überſende ich 
Ihnen eine Abſchriſt derſelben, mit dem Erſuchen, ſolche der Nationalverſammlung 
mitzutheilen. Der Reichsverweſer: Erzherzog Johaun. Gezeichnet von ſaͤmmtlichen 
Reichaminiſtern.“ Der Präſident, im Vegriffe, die erwähnte Anſprache an das 
Deutſche Volk zu verleſen, wird von Mitgliedern der Linken unterbrochen, welche 
die Verleſung, da der Erlaß veröffentlicht ſei, für überflüſſig halten. Zuſtimmungen 
von den anderen Abtheilungen des Hauſes veranlaſſen den Vorſitzenden zum Weiter: ' 
leſen. Der Erlaß wird von dem Beifall des Hauſes begrüßt. Die äußerſte Linke 
ziſcht. Unter den neuerdings eingegangenen Flottenbeiträgen, welche bekannt ge⸗ 
macht werden, befindet fich die namhafte Summe von 15,278 Fl., herrührend 
von einem aus Veraulaſſung mehrerer Frauen und Jungfrauen geftifteten Vereine 
zu einer Sammlung von Flottenbeiträgen in Ober-Baiern. (Bravo!) Diefer Summe 
iſt ein in dem Frauenhoferſchen optiſchen Juſtitute gefertigtes See⸗Ferurohr und 
ein Pokal beigegeben, als Geſchenk für den Capitain des erſten Deutſchen Kriegs⸗ 
ſchiffes. 245 Mark Banko von Deutſchen in Boſton werden von dem Büreau dem 
angegebenen Zwecke gemäß den Gemeinde-Behörden zu Berlin zur Vertheilung an 
die Hinterlaſſenen der in den Märztagen Gefallenen zugeſendet werden. Zur Er⸗ 
gänzuugswahl für das aus dem Verfaſſungs-Ausſchuſſe durch den Tod geſchiedene 
Mitglied R. Blum bringt dieſe Kommiſſion die Abgeordneten Löwe aus Kalbe, 
Reh aus Darmſtadt und Rödinger aus Stuttgart als Kandidaten in Vorſchlag. 
Neueingetretene Abgeordnete werden den Abtheilungen eingereiht. Unter ihnen be⸗ 
finden ſich von Baumbach aus Kaſſel, Löſchuik aus Klagenfurth, Fall: 
bauer aus Meißen, v. Köſteritz aus Elberfeld, Wuttke aus Leipzig, Engel 
aus Kulm und Graf von Giech aus Baiern. Namens des Central-Legitimations⸗ 
ausſchuſſes giebt Plathner Auskunft über mehrere Beanſtandungen von Ab⸗ 
geordneten⸗Wahlen. Sellmer, Namens derſelben Kommiſſion, berichtet über die 
Wahl des Abgeordneten Low aus Poſen, welcher als Erſatznann des General 
Brand in die Nationalverſammlung ſchon bei deren Eröffnung eingetreten ist. In 


Anbetracht, daß General Braud nunmehr feinen Sitz in der Reichsvetſammlung 
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rellamirt, ſtellt der Central⸗Legitimationsausſchuß ben Antrag: asc Ait ſchlleßung N 


des Dr. Löw als nicht legitimirten Abgeordneten aus der Rationalverfammlung 
und auf Einberufung des Abgeordneten General Brand; eventuell beantragt die 
Kommiſſion den Ausſchluß des Dr. Löw (aus Poſen) und die Auordnung einer 
Neuwahl. Eben ſo beantragt der Ausſchuß die Ausſchließung vier anderer Preußi⸗ 
ſcher Abgeordneten, die als Erſatzmänner eingetreten ſiud, und die ſofortige Auf⸗ 
forderung an das Reichsminiſterium, in den betreffenden Bezirken, neue Wahlen 
anordnen zu laſſen. Zachariä zeigt den Bericht des völkerrechtlichen Ausſchuſſes 
über die Limburgiſche Frage au. Die am 19. Juli auf Antrag der Limburgi⸗ 
ſchen Abgeordneten gefaßten Beſchlüſſe der Nationalverſammlung ſeien faſt einſtim⸗ 
mig dahin gegangen, daß die Verbindung Limburgs mit den Niederlanden unter 
einer Verfaſſung und Verwaltung, feiner Beziehungen zu Deulſchland wegen, für 
unvereinbar mit den Intereſſen Deutſchlands und mit dem Beſchluſſe über den 
Raveaurfchen Antrag zu betrachten ſei. Die Frage dagegen, ob Limburg an der 
Niederländiſchen Staatsſchuld ſich zu betheiligen habe, habe man der Gentzalges 
walt zur Regulirung, vorbehaltlich der Ratifikation durch die National⸗Verſamm⸗ 
lung, überwieſen. Durch Interpellationen der Abgeerdueten Hoͤfken und Weru⸗ 
her ſei dieſe Angelegenheit von neuem in Anregung gebracht worden. Inzwiſchen 
fei das neue Niedetlaͤndiſche Grundgeſetz berathen und angenommen worden, wo⸗ 
durch Limburg aufs neue zu einer Niederländiſchen Provinz erklärt werde, vorbe⸗ 
haltlich ſeiner Beziehungen zu Deutſchlaud. Bei der Dringlichkeit des Gegenſtan⸗ 
des empfiehlt der Ausſchuß die Anberanmung ber Berathung über dieſe Itage auf 
die morgige Tagesordnung. Hoͤfken wacht Namens des internationalen Aus⸗ 
ſchuſſes Anzeige von einer Eingabe aus Kleeberg in Naſſau, welche mit Angabe 
himmelſchreiender Thatſachen über den von nichtswürdigen Spekulanten namentlich 
in Naſſau und Oberheſſen getriebenen Menſchenhandel nach England u. ſ. w. ſich 
verbreitet. Der Ausſchuß beantragt, die gedachte Eingabe dem Relchsminiſterlum 
zu überweiſen und demſelben die Ergreifung geeigneter Maßnahmen in dieſer Be⸗ 
ziehung zu empfehlen. Raveaux beautagt, die National⸗Verſammlung wolle 
das Andenken Robert Blum's durch eine des Dahingeſchiedenen würdige Todten⸗ 
feier begehen und zum Zwecke der Anordnung dieſer Feier eine Kommifſion von 5 
Mitgliedern etwählen. Die Dringlichkeit des Antrags wird zugelaſſen. R aveaur: 
Robert Blum war mein Laudsmann und Freund. Et war in Köln geboren. Ich 
halte es darum fur meine trautige Pflicht, diefen Antrag einzubringen. Uumog⸗ 


lich iſt mir, weitere Gründe anzuführen. Ich glaube, daß die Nationalverſamm— g 
lung verpflichtet iſt, dieſe Feier anzuordnen und ſolche ſo würdig als moglich zu 
a ber datirtes Urlaubsgeſuch des Präſidenten H. v. Gagern verlieſt, 
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begehen. Ich kaun wichts mehr hiuzuftigen. (Bravo.) Beitedey pflichtet dem 
Vorredner, ſeinem Landsmanne, bei, und ergreift ic SEE FAN 
der Demokratie gegen die im Namen der Demokratie öffen: 


Blum's Mörder und nicht Fütſt Windiſchgrätz. (Bravo!) Der Antrag des, Abg. 
Raveaur wird angenommen und die Erneunung der betreffenden Kommiſſion dem 
Bureau übertragen. Berger aus Wien ſutel pellirt das Reichsminiſerium des 
Aeußeren, ob es Kenutniß von der zwiſchen den Kablueiteu zu Berlin, Wien und 
Petersburg abgeſchloſſenen Allianz habe? Welches der Zweck dieſer Allianz ſei? 
Welche Schritte das Reichsminiſterium thun werde, unt ſich autheutiſche Keuntuiß 
von dieſer Allianz zu verſchaffen? Welche Stellung s dieſer Allianz gegenüber 
einzunehmen und was es zu thun gedenke, um die diplomatiſchen Uebergriffe der 
Deutſchen Staaten Oeſterreich und Preußen abzuwehren? Eiue Jutetpellation 
des Abgeordneten an das Reichsminiſterium des Junern ſpricht von einem Befehle, 
welcher von dem Kaiſerl. Hofe zu Olmütz au den Fürſten Windiſchgrätz ergangen 
ſein ſoll, das Standrecht zu Wien aufzuheben. Dennoch beſtehe dieſe Ausuahms⸗ 
maß regel fort. Miniſter Weſſenberg habe an den Fürſten Wiudiſchgrätz, jedoch 
ohne Erfolg, die Bitte gerichtet, ein milderes Verfahren eiutreteu zu laſſen. 
Der Juterpellant fragt darum das Reichs miniſterium, was es thun werde, um 
den conſtitutionellen Kaiſer und fein conſtututlonelles Miniſterium gegen den Terto⸗ 
rismus des Fürften Windiſchgrätz ſicher zu ſtellen. Endlich richtet der Abgeordnete 
Berger an den Reichs⸗Juſtizminiſter die Anfrage: Welche Schritte er thun 
werde, um die außerordentlichen Verationen des über Wien verhängten Velage⸗ 
rungszuſtandes zu mildern, deſſen Aufhebung zu erwirken oder denſelben doch auf 
das Maß des Ertraͤglichen zurückzuführen; Wiesner interpellirt das Reichs⸗ 
Miniſterium, ob und welche Maßregeln es ergriffen habe, um dem Oberkommando⸗ 
befehl des Fürſten Windiſchgrätz, worin der Manuſchaft vom Feldwebel und Wacht⸗ 
meiſter abwärts 25 Fl. EM. als Belohnung für Auslieferung jener Emiſſaire 
oder Aufwiegler ausgeſetzt worden, die, ſei es durch Worte oder durch Vertheilung 
von Plakaten und Flugſchriften zum Treubruch zu verleiten ſuchen, ſo safe als 
möglich zu entkräften und die Urheber zur Rechenſchaft zu ziehen. Reichsminister 
von Schmerling wird die Interpellatlonen des Abgeordneten Berger morgen, jene 
des Abgeordneten Wiesner im Lauf der nächſten Woche erledigen. Cs wird zur 
Tagesordnung geſchritten. Die Verſammluung leiſtet auf die Diskuſſion über die 


einzelnen Paragraphen der betreffenden Artikel Verzicht, mit Ausnahme des §. 46., 


worüber eine kurze Debatte zugelaſſen wird, an welcher die Abgeordneten M. 


Mohl, von Beckerath, Tellkampf und Schulz (aus Darmſtadt) theilnehmen. Die 
Abſtimmung führt zu folgender Beſchlußnahme: Art. IX. 8. 44. lautet: „Die 
Reichsgewalt hat die Geſetzgebung und Oberaufſicht über das Münzweſen. Cs 
liegt ihr ob, für ganz Deutſchland daſſelbe Münzſyſtem einzuführen. Sie hat das 
Recht, Reichsmünzen zu prägen.“ 6. 45.; „Der Reichsgewalt liegt es ob, in ganz 


Deutſchland daſſelbe Syſtem für Maß und Gewicht, ſo wie füt den Feingehalt 


der Gold⸗ und Silber⸗Waaren zu begründen." (Anträge des Verfaſſungs⸗Aus⸗ 


genheit, um im Namen 
f 16 ebenso Ber N 
hauptung zu proteſtiten, ein Maun hier, den er nicht zu nennen brauche, ſel 


dem Abg. Berger und Wiesler geſtellt worden ind. d ne ung 
von. en der geſtrigen Nationalberſammflung pioteſtirte Herr Venedey im Nas 


* 


ſchte) B. 46, Die Reich sgewalt bat zie Gaſchgebung- nb Oben uſſicht 


über das Bankweſen, fo wie über die Ausgabe von Papiergeld in Deutſchland. 


Sie iſt befugt, Banken anzulegen und ihre Anlage zu bewilligen. Andere Zah⸗ 
lungsmittel als Gold und Silber können nur mit Genehmigung der Reichsgewalt 
als geſetzliche erklärt werden.“ (Anträge des Abgeordueten von Beckerath.) Att. X. 
8. 47.: „Die Ausgaben für alle Maßregeln und Einrichtungen, welche von Rei⸗ 
ches wegen ausgeführt werden, find von der Reichsgewalt unmittelbar zu beſtreiten. 
8. 48. fällt weg. §. 49.: „Die Reichsgewalt hat das Recht, inſoweit dig ſonſti⸗ 
gen Einkünfte nicht ausreichen, Neichsftenern auszuſchrelben und zu erheben oder 
erheben zu laſſen, ſo wie Matrikular- Beiträge aufzunehmen,“ 8. 50. „Die 
Reichsgewalt iſt befugt, in außerordentlichen Fällen Anleihen zu machen oder ſonſtige 
Schulden zu kontrahiren. Art. XI. §. 51.: „Den Umfang der Gerichtsbarkeit des 
Reichs beſtimmt der Abſchnitt vom Reichsgericht.“ Art. XII. g. 52. „Der Reihe, 
gemalt liegt es ob, die Kraft der Reichsverfoſſung allen Oeutſchen detbürgten Rechte 
obetraufſehend zu wahren, ſo wie die geſetzlichen Normen für den werb und Vetluſt 
des Reichs⸗ und Staatsbürgerrechts feſtzuſtellen.“ . 53. „ 10 6 liegt 
die Wahrung des Reichsfriedens ob. Sie hat die fur die Auftechthaltung der innern 
Sicherheit und Ordnung erforderlichen Maßregeln zu treffen; 1) wenn ein Deutſcher 
Staat von einem andern Deutſchen Staate in feinem Frieden geftört oder gefährdet 
wird; 2) wenn in einem Deutſchen Staate die Sichetheit und Oiduung durch Ein⸗ 
heimiſche oder Fremde geſtört oder gefährdet wird. Doch, joll in dieſem Falle vou der 
Reichsgewalt nur dann eingeſchritten werden, weun die betreffende Diggierung ſie ſelbſt 
dazu auffordert, es ſei denn, daß dieſelbe dazu notoriſch außer; tande iſt oder der 
gemeine Rechtsfrieden bedroht erſcheint; 3) weun die Regirrung eines Deutſchen 
Staates die Verfaſſung deſſelben eigenmächtig aufhebt oder verändert und durch 
das Anrufen des Reichsgerichts unverzügliche Hülfe nicht zu erwirten it,” g. 54: 
Die Maßregeln, welche von der Reichsgewalt zur Wahrung des Reichs friedeus er⸗ 
griffen werden können, ſind: m) Erlaſſe, 2) Abſendung von Kommiſſarien, 3) Ab⸗ 
ſendung bewaffneter Macht.“ (Anträge des Verfaſſungsausſchuſſegs.), 8. 88 „Der 
Reichsgewalt ſteht es zu, uubeſchadet des durch die Orundtechte garantirten fteien 
Vereius⸗ und Verſammlungsrechts, allgemeine Geſetze über das Aſſociationsweſen 
zu erlaſſen.“ (Vetfaſſungsausſchuß mit Zwiſchenſatz vom Ab z. Schoder,) 8. 56: 
„Die Meichsgewalt iſt befugt, im Intereſſe des Geſammtwohls allgemeine Maß⸗ 


regelu für die Geſundheitspflege zu treffen.“ 


Frankfurt, den 24. Nov. Vicepeäſident Rieſſer eröffnet. die heutige 
122. Sitzung der Deutſchen Reichsverſammlung „iudem er ein vom 24. Nopem⸗ 
worin derſelbe 
e neee 
eigne Wahrnehmung ſich Keuntniß zu verſchaffen. Das Geſuch wird einſtimmig 
angenommen. In deu Ausſchuß zur Anordnung der Todtenfeier für Robert 
Blum wurden gewählt: Müller von Würzburg, Raveaux, Sellmer, Wigard und 
Rieſſer. Reichsminiſtet v. Schmerling beantwortet mehrete Interpellationen 
über die Oeſterreichiſchen Veihältniſſe, die zum Theil in der geſtrigen Sitzung von 


> 


nen der Demoktatie gegen eine „freche Stimme der Demokratie, welche den Tod 


Blum's einem andern Manne als dem Fürſlen Windiſchgrätz zuſchreibt. “ Zum 


Verſländniß diene dit Notiz, daß ſich Dies auf einen hirnverbrauuten Artikel det 


„Neuen Zeit,“ redigirt von Dr. v. Lohr in Worms, bezieht, der in einem Callot⸗ 
Hoffmaun'ſchen Style Hru. v. Gagern als, intellectuellen Urheber der Hinrichtung 
bezeichnet. Es iſt gewiß erfreulich, daß die Partei der Linken in ihren edleren Mit⸗ 
gliedern endlich anfängt, den „Schwanz“ abzuſchſtteln. Härte fie das frühet ge⸗ 
than, ſo würden die zum Scheinkouſtitutionaliemus hinfühtenden Verſuche der 
ariſtokratiſchen Bourgeoiſie gewiß nicht ihren gegenwärtigen , Boden gefunden 
haben. Er % 
f Frankfurt, den 24. Nov. Zur Sprengung der National⸗Verſammlun 
ſoll ein neuer Plan gemacht ſein, und zwar in Folge des Beſchtuſſes in Bette 
der preußiſchen Steuerverweigerungs⸗Frage, die offenbar auch hier böfes Blut 
geſetzt hat. Man erzählt ferner von einem Drohbriefe, den der Präſident der 
Nationalverſammlung aus Mainz bekommen haben ſoll, in welchem ihm ange; 
deulet worden, daß er nicht mit dem Leben davon kommen werde. In Folge 
dieſer Zuſchriſt ſoll Hr. v. Gagern vergangene Nacht in und vor feiner Woh⸗ 
nung eine ſtarke militäriſche Wache gehabt haben. 
Osnabrück, den 20. Nov. Die Unterofſtziere des 1. Bataillon en 
liegenden Infanterie haben eine energiſche Petition an das ER, fterium 
erlaffen und fordern alle ihre Kameraden in der Armee auf, Eingaben 
einzuſeuden. „Benuget die Zeit, rufen fle ihnen zu, die zuch noch vergönnt iſt 
zu eurem Wohle.“ Die Forderungen der Unterolſtziere ſind im Weſenilichſſen: 
Abſchaffung des Rechts der Votgeſetzten, Unterofſtztere willkührlich zu entlaſſen; 
Nepiſton des Militairſtrafgeſetzbuches im Sinne der gegenwärtigen Zeit, Oef⸗ 
fentlichkeit der Militairgerichte; Wiederherſtellung der frühern Zuſammenſetzung 
der Kriegsgerichte, daß neben Offizieren Unterofſtziere und Soldaten Theil an 
ihnen nehmen, was durch eine echt reaktionaire Generalordre von 1845 dahin 


abgeändert wurde, daß nur Offisiete Net ſprachen; Verſorgung der dienſſun⸗ 
fähig gewordenen Unterofſtziere, ihrer Wittwen und Walſen; Abſchaffung der 


mit den Ideen eines intelligenten Zeitalters nicht in Einklang chenden Schroff⸗ 

heiten in den Verhältniſſen des Untergebenen zum Vorgeſetzten. a 
München, den 20. Nov. 

wagen von Sa 

und das an ihm vollzogene Standrecht erweiſen ſich ſomit als unbegründet. In 

einer in der „Otſch. konſt. Ztg.“ veröffentlichten Erklärung Fenners heißt es. 

„Ich habe mich dem ungeſeßlichen 


6 Fenner v. Fenncberz iſt heute mit dem Eil⸗ 
lzburg hier angekommen. Alle Gerüchte über feine Verhaftung 


— 


Verfahren des Fürſten Windiſchgrätz zu ent⸗ 
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; 1 1 die ſchriftliche Erklärung gelangen laſſen, daß 
> . e 111 Rechte eh (een, 1 55 7 
3 Han Aufforderung mich jeder Jury zu ſiellen und über meine Hand⸗ 
lungen als Chef der Sicher heitsbehörde wie als Mitobertommandant der Wie⸗ 
ner e bis 31. Oktober) Rechenſchaft abzulegen. 7 
Salzturf „deu 16. Nov. In unſern Ganen und iu allen Oeſterreichiſch⸗ 
Deutſe i, Provinzen ſind ſtit einigen Tagen Adreffen an die National Verſaum⸗ 
lung in Frankfurt im Werke, in welchen die Z u ſt im m u n gez u den 88. 2. und 
3. bershteichsverfaſſung und die Bitte ausgeſprochen iſt, dieſe Beſchlüſſe energiſch 
aufrechthatten zu wollen. Ebenſo werden viele Mißtrauensvoten an Oeſterreichi⸗ 
ſcht Deputkrte, die am 27. Okt. gegen die beiden Paragraphen ſtimmten, nach 
Frauffurt abgehen, Auch ein Congreß der Oeſterreichiſch⸗Deutſchen Provinzen in 
Salzöntg, von jeder derſelben durch zwei Deputitte beſchickk, Fehr in Ausſicht, 
um über ihre Stellung zum Geſammtſtaat Ocſterreich und zu Deutſchland zu be⸗ 
rathen und der Regierung darüber ihre Collectiv-Wünſche vorzulegen. 


1 alle 9, den. 23. Nov. Ich kaun mich einiger Bemerkungen über das neue 
Miniftenium nicht enthalten. Das Charakteriſtiſche au ihm iſt, daß der Mi⸗ 
miſterpraſident ein Feld marſchall⸗Lieutenant und Dr. Bach, der Juſtizminiſter, der 
einige Bürgerliche iſt. Das Merkwürdige aber iſt die Theilnahme des Finauz⸗ 
Miniſters Kraus und der Wiedereintritt des Dr. Bach. Ktaus iſt ein ehrlicher 
Daun, das muß Jeder beſtätigen, der ihn kennt, das hat feine Ausdaner im 
Reichstage bewieſen. Was ihn bewogen hat, in das neue Miniſtetium zu kreten, 
iſt hier ein Raͤhſel, deſſen Löfung wir noch erwarten. Wie aber Bach der öffent⸗ 
lichen Meinung je Trotz bieten konnte, das Portefeuille der Juſtiz wieder anzu⸗ 
nehmen, wäre unbegreiflich, weun wir nicht ſchon Manches hätten begreifen ler⸗ 
nen. Daß das Miniſterium Schwarzenberg oder richtiger Stadion, die große Ma⸗ 
jorität des Volkes gegen ſich hat, erſcheint unbezweifelt, und man glaubt hier all: 
gemein, daß es fich nicht lange halten wird, da es auch die Mehrheit der Kam⸗ 
mer gegen ſich haben wird. 5 ih or: | 

re mſier, den 22. Nov, Das Oeſterreichiſche Parla in ent tagte heute 
zum erſten Mal im erzbiſchöflichen Palals. Die kleine Stadt iſt feſtlich bewegt, 
während die Gemüther der anlangenden Abgeordneten von dem maunichfaltigen 
Gefühle vergangener und kommender Tage ergriffen ſind. Gleich im erſten Moment 
hat die Reibung der Fractionen begonnen und ſchärfer. als je ſcheinen fie ſich zu 
ſondern und zu ſpalten. In dem möglichſt ungeſchickt hergerichteten Saale nahmen 
die Abgeordneten Platz wie früher in Wien, höchſtens daß ein paar Abgeordnete 
ihre Sitze wechſeln; die Polen und die Ullradeutſchen ſitzen lints, die Czechen rechts. 
Miniſter Stadion läßt ſich auf einige Minuten ſehen, die Miniſter Bach und Kraus 
bleiben längere Zeit. Abgeordneter Smolka nahm den Präfidentenfig ein, derkün⸗ 


dete aber ſogleich, daß die Zeit um ſei eine neue Wahl zu veranſtalten wäre. 
— damit man ſich Sa e die⸗ 


fer Anttag wurde verworfen, von den Czechen in der ſichern Vorausſicht, ihr Gans 
didat Strphach werde ſiegen, und damit gleich eine Demonſtration gegen alles Vor⸗ 
gefallene gemacht werden, Allein die Urne täuſchte. Bei dem erſten Eerutinium 
fielen von 248 Stimmenden 122 Zettel auf Strohbach, 421 auf Smolka, den 
Candidaten der Linken, die andern zerſplittterten ſich, und es ergab ſich ſonach keine, 
abſolute Majorität. 1 zum zweiten Mal wählen und Smolka ielt 
und mag auch elugeſchſichtert haben, denn es zeigt, daß die gemäßigte Linte cine 
compacte Fraclion bildet, und ſonach nicht wie früher ſich in Republikaner, Ultra⸗ 


Deutſche und Polen zerſtaubt gegen die feſt und ſicher auftretende Rechte unter, 


Vortritt der Czechen. Beide Parteien ſcheinen ſich jetz die Wage zu halten, und 
das Centrum des Centrums, die Oeſterteichiſche Partei, giebt den Ausſchlag. Die 
Czechen hatten gern Strobach durchgeſetzt, theils um das ſeit dem 6. Okt. vom 
Reichstag Geſchehene ſchon hierdurch zu desavouiren, theils um dem geſchmähten 
Praäſidenten Satisfaction zu verſchaffen; fie unterlagen, find aber nicht die Män⸗ 
ner des Verzagens. So erhielt Gojetan Meyer, der Abgeordnete aus Brun, 124 
Stimmen als erſter Bicepräſident, Abgeordneter Loſſer aus Salzburg 130 Stim. 
als zweiten Vicepräſident. Eine Pole, ein Mähre und ein. Deutjcher, bilden ſomit 
das Präſidium des Oeſterieichiſchen Reichstags. Die Gzechen find total durchheſal⸗ 
len und mußten auch eine Rede vom Abg. Schuſelka anhören, worinder die letzten 
Vorhäuge des Reichstags in Wien erzählte. Die Verſammlung, külter holtzäßlig, 
habe in der Reitſchule gegen die Verlegung des Reichstags proteſlirtz man würdigte 
fie keiner Antwort. Am 1. Nov. noch mar wieder eine Verſammlung angefagt, um 
eine erneute Adreſſe deshalb zu bergthen, allein es fanden ſich nur 136 Abg. ein, 
1 sin Deſterreichiſcher General, welcher jetzt Miniſter ſein ſoll, dem Portier des 
Hauſes wertet, Deputirte einzulaſſen. Das Präſidium des Reichstags wurde nicht 
gewürdigt ba diesem Verbot benachrichtigt zu werden, und die Depntirten wur⸗ 
den au den Stadetporen nicht eingelaſſen troz Vorweiſen ihrer Legitimation. Wir 
beſchloſſen De am 15. Nob. zuſammenzutreten, allein um keinen Zwieſpalt 
hervorzurufen, fügen wir ung der Maſorität der Verſammlung, und find hier eins 
getroffen. Allein leineswegg wolf wir damit der Krone oder den Miuiſtern das 
Recht zugeſtehen, den Reichstag nach Belieben da oder dorthin zu verlegen. Dit 
Regierung hat kein Recht dazu, aber wir wollen die Greigniffe, welche übet Oeſter⸗ 
reich hereinbrechen, nicht noch mehr tenen und das Unglück Wiens, das früher 


demokratiſche Ultras und jetzt diplomatische and militatriſche Ultras herbeiführten, 


ie früher deſto lieber enden. Deshalb telle ich 
dieſe Erklarung. Hierauf wurde die Sitzung 
tagt. x * * R 1 5 


feinen Antrag, ſondern gebe blos 
bis auf den 25. November ver⸗ 


1 


renn 
* — 


4 
recent inne DI = 1 Die 0 Y unse; 
131, Strobach nur 124 Singen von 255 Votanten. Das e daß ‚Die eutgegenſichende Partei — indem 


Aufruhrs, der 


(D. Alg. Zig.) zweifelle 


ligten 


der entſchieden hervortretende 


Aus la un d. i e 
Fraukrei ch. „ n 


Paris, den 22. Nov. Man ſagt, daß Geleitbriefe an Lonis Blanc und 
Cauſſidiere nach London abgegangen ſeien, um nöthigenfalls am Sonnabend 
in der Cavaignacſchen Sache Zeugniß abzulegen. ih 
Die ſardin. Regierung hat das Verlangen der toscan, wegen Ueber⸗ 
laſſung von Geſchützen bewilligt und außerdem noch 16 Kanonen, gegen billige 
Entſchädigung überlaſſen. In Rom ſcheint man bei Wiedereröffnung der 
Kammern auf eine Volkskundgebung gefaßt zu ſein. 9355 

— Nach der Preſſe hat Hr. Vaſtide auf das 
rung geſtellte Begehren um Auslieferung der des nd 
Auerswald beschuldigten Perſonen geantwortet, daß dies nur geſchehen könne, 
wenn die Centralgewalt geſetzliche Beweife ihrer Strafbarkeit liefere. Die fünf 
fraglichen Perſonen befinden ſich unter der Aufficht unſerer Polizei, damit ſie 
nirgendwo anders hin flüchten können, in Verdun. 
Straßburg den 23. Nov. Ueber dem Haupte Cavaignac's ſammeln 
ſich einige Wolken. Ueberall concentrirt man ſich über die Wahl Louis Napo⸗ 
leons, Auf die vielfachen Anklagen, daß der Prinz Louis ein beſchränkter 
Menſch ſei, antworten die Landleute: „Nun gut, wir haben es lange genug 
mit Geſcheidten verſucht, und find immer nur betrogen worden; wir wollen 
einmal einen Dummen nehmen, vielleicht geht es dann beſſer! Unſeren Hrn. 
Cavaignac, den hat der Hr. Reuß im Sack.“ Das Volk hat den bei dem Je⸗ 
ſuiten Pater Schneider einquartirten Siegwart Müller in Ceruay eine Katzen⸗ 
muſik gebracht. Siegwart ſoll ſich geflüchtet haben. 24U 
( Nach Briefen aus Ciudad real haben ſich dort wiederum 15 Rebellen, 
unter denen ſich auch einige Oberſte und Subaltern-Offiziere befinden, zur Am⸗ 
neſtie gemeldet. Nach dem Commercio von Cadiz waren dort von Ceuta auf 
dem Kriegsdampfbot Piles 50 Gefangene angekommen „welche nach der Ha⸗ 
vana geſchafft werden follen. | 

u den bedeutendſten Provinzialſtädten ſollen mehrere Zweiganſtalten 
der Nationaldruckerei errichtet und deu Präfekten zur Verfügung geſtellt werden. 


Die desfallſigen Anordnungen ſollen angeblich ſchon ergangen ſein⸗ 


3 ta [ i een. ; Ju Mf 

Mailand, den 16. November. Der Marſchall Nadetzki hat eine Steuer 

von 6 Millionen 240,000 Lire ausgeſchrieben und zwar nur für 16 Perſonen, 
darunter die Herzoge Litta und Visconti, jedrr mit 800,000 Lire, eine Donna 
Thereſe Cramet mit 40,000 Lire ꝛc. Der Fürſt Liechtenſtein hat am 4. in Cre⸗ 
mona einen gewiſſen Aennelli ſtandrechtlich erfchießen laſſen, weil bei einer Haus⸗ 
ſuchung bei ihm eine Piſtole und eine Maske mit 2 Löchern vorgefunden wurde, 
welcher ſich die Leute bedienen, die bei einem Angriff nicht erkannt ſein wollen. 


wiederholt an unſere Regie: 
Mordes von Lichnowski und 


— — 


’ ö Der traurige Conſlikt, in welchen die Krone mit der zur Vereinbarung 
einer Verfaſſung berufenen Verſammlung gerathen, beſchäftigt alle Gemüther, 
und die unzähligen — welche die Preſſe verbreitet, nehmen faſt in gleichem 
Maaße und nicht ſelten im blinden Eifer Partei für oder wider die bethei⸗ 
Hewalten, ſo daß das hee in zwei Lager zu ſpalten droht. 
Die Gemäßigten von beiden Seiten räumen die Thatſache ein, daß die 
Berliner Verſammlung dort nicht mehr frei zu berathen vermochte. res 
. Diejenigen, welche ſich für die Vefugniß der Krone, die Verſammlung an 
einen andern Ort zu vrlegen, ausſprechen, berufen ſich beſonders auf jene That⸗ 
ſachen, machen die Verlegung der Verſammlung der Regierung ſogar zur 
dach und finden in dem Wahlgeſetz vom 8. April einen genügenden Rech ts⸗ 

en. f 4 mne an, 

em ſie mit ihren Gegnern anerkennt, 

der vorliegende Fall nach rein konſtitutionellen Principien ficht beurtheilt 
werden könne, weil wir nun einmal noch immer keine Conſtitution 
haben, diefe vielmehr erſt vereinbart werden ſoll — ſtützt ſich auf die 
allgemeinen Verheißungen des 18/19 März, welche, noch ihrer Anſicht, durch 
die Berufung der National-Verſammlung zur Vereinbarung einer Verfaſſung 
in ſo weit zur Wahrheit geworden, als durch dies gegebene Recht der Ver⸗ 
einbarung, die Krone einen Theil ihrer bis dahin abſoluten Gewalt, ſelbſt⸗ 
redend auf die National-Verſammlung übertragen und deshalb nicht mehr 
die rechtliche Vefugniß habe, irgendwie einfeitig zu handeln. 8 

Es muß indeß bei ruhiger Ueberlegung und unbefangener Vergegenwärti⸗ 
gung aller in und außerhalb der Verſammlung in Verlin, feit dem 22. Mai 
ſtatigefundenen Vorgänge, einleuchten, daß die Auffaſſung, indem ſte den kla⸗ 
ren Sinn des Geſetzes vom 8. April ignorirt oder nach ihrem Belieben ausbeu⸗ 
tet, als eine erzwungene, gleichwohl aber für gewiffe Zwecke nothwen⸗ 
dige erſcheint, und die unzweifelhafte Abſicht verräth, das ganze bisherige Ver⸗ 


halten der National- Vers., deren immer mehr gefleigerte Uebergriffe allerdings 


durch ein gränzenlos ſchwaches Venehmen der Miniſterien, nothwendig zi 10 
berſten Anmaßung hinführen mußte, vor den Augen 'der W zu 
rechtfertigen. . Rt n 
. Unſere Abſicht kann es nicht fein, die fo entgegenſtehenden Meinungen auf 
einen ſichern Punkt der Verſtändigung bringen zu wollen; denn wo die Ver- 
blendung, in Folge eines als rechtlich begründet angenommenen, in der That 
aber völlig falſchen Vorderſatzes, die Conſequenzen, bis zur Proklamirung des 
1 Steuerverweigerung und folglich der Anarchie, ge⸗ 
trieben wurde, kann von einer Verſt ändigung nicht mehr die Rede ſein. 
Hier muß und kann nur der geſunde Sinn des Volkes richten und wir glau⸗ 
ben, er hat ſchon gerichtet, denn die Abſichten der Mehrheit der Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung, wie fle allein aus der öffentlichen Erklärung des Abgeord⸗ 
nutten Kirchmann hervorgehen, laſſen durchaus keinen Zweifel meht übrig, 
was man eigentlich — anſtatt mit der Krone eine Verfaſſung zu vereinbaren — 
erſtreben will und auf welcher Seite ein Mißbrauch der Berechtigung, d. h. 
Wille, von der Bahn, auf welcher allein 
die conſtitutionelle Monarchie begründet werden kann, abzuwei⸗ 
chen, ſich in Wahrheit befindet. 1 ws fl Ee ie 
Wie gränzenlos aber die Begriffe in dieſer Beziehung überhaupt verwiert 
- ee ir 


E find, darüber nur noch einige Worte 


en um das Werk der Vereinbarung zu fördern 2 unbeſchadet des 
en Rechis der Krone, ihre Rathgeber zu wählen — ein volksthümli⸗ 
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ches Miniſterium d. h. ein Miniſterium zuſammengeſetzt aus Männern wünſcht, 
die neben der allgemeinen Achtung, ſich eines möglichſt begründeten politiſchen 
Rufes erfreuen, welcher das Zutrauen aller gefinnungstüchtigen und urtheils⸗ 
fähigen Mehrzahl der Bevölkerung verbürgt, Männer deren Charakter die Si⸗ 
cherheit gewährt: daß ſie die Vereinbarung zur Erzielung einer con⸗ 
ſtitutionellen Verfaſſung wahrhaft wollen und eben ſo geneigt als 
befähigt ſind, die Rechte der Krone ſo wie die des Volks, den gegebenen Ver⸗ 
heißungen gemäß, zu ſchützen; dieſer Wunſch, iſt gewiß ein vollkom⸗ 
men gerechter. 559 

ie man aber ernſthaft und als conditio sine qua non verlangen kann, 
daß ein ſolches Miniſterium nothwendig am gerignetfien aus der Majori⸗ 
tät der Natlonal⸗Verſammlung zu wählen ſei, weil eben dadurch Gewähr ge⸗ 
leiſtet werde, daß daſſelbe flets Hand in Hand mit der Verſammlung gehe, iſt 
ge 1 ein Unſinn zu ſagen) mindeſtens eine Verkennung aller Rechts⸗ 

egriffe. 

Die Abſicht einer Parthei, ſich mit einer anderen über gewiſſe Grundrechte 
zu vereinigen, ſetzt zunächſt in Bezug auf dieſen Akt die vollſtändigſte 
Freiheit beider Contrahenten voraus. Die Mandatarien der Krone find 
ihrer natürlichen Stellung nach — die Miniſter, die der National⸗Verſamm⸗ 
lung: ihre Coryphäen und vorzüglichſten Wortführer, welche Einfluß auf die 
Stimmen üben. Kann man ſich nun wohl etwas ungerechleres denken als das 
ſtürmiſche Verlangen der zur Vereinbarung mit der Krone berufenen National⸗ 
Verſammlung: daß die Krone ihre Mandatarien aus der Mitte ih⸗ 
rer Majorität nehmen folte?! 

Wie wünſchenswerth unter Vorausſetzung eines aufrichtigen 
Willens von beiden Seiten, es immerhin bleibt, daß durch gegenſeitig 
begründetes Verſtändniß, die von der Krone frei gewählten Mandatarien, ſtets 
ein möglichſt übereinſtimmendes Benehmen erzielen mögen, ſo liegt es doch auf 


Hammonia, 


der Hand, daß die ſo gewählten Miniſter, unbedingt afle, natürlich auch 
von ihnen ſelbſt gebilligten Beſchlüſſe der Majorität, der Krone zur Annah⸗ 
me empfehlen müßten und wir fragen Jeden der feiner fünk Siunt mächtig 
iſt, ob dann noch irgend wie beſonders nach den bisherigen Erfahrungen von 
einer Vereinbarung die Rede ſein könnte? — a 
Niemanden wird es einfallrn darüber CR zu hegen, daß in conſtitutio⸗ 
nellen Staaten, d. h. in ſolchen, wo ein feſtes Grundgeſetz ſchon beficht, 
welches die Befugniſſe der verſchiedenen Gewalten bereits geres 
gelt hat, ein Miniſterium in der Regel, ſo lange es nicht für nöthig erachtet 
an das Volk appelliren, mit der Majorität der Kammern ſtehen oder 
fallen muß. Wir aber dürfen nicht vergeſſen, daß wir noch keine Conſtitu⸗ 
uin haben, wie innig und dringend eine ſolche auch von allen Seiten gewünſcht 
wird. 4 
Möchte doch dieſer ſo heiß erſehnte Wunſch auch in unferem, zur Zeit 
durch Leidenſchaſten zerriſſenen und aufgeregten Vaterlande, bald in Erfüllung 
gehen! Dann wird auch der edle Ehrgeiz manches, nach einem Portefeuille 
ſtrebenden Abgeordneten würdige Gelegenheit finden, die Bürgerktone zu verdie⸗ 
nen, während das jetzt mit der trotzigen Miene des Rechts hervortretende glei 
Streben, in der gegenwärtig zur Vereinbarung einer Verfaſſung berüfenen 
Verſammlung — zumal unter den jetzt zu Tage liegenden Umſtänden — nur 
als ein ſchlecht verſteckter Angriff erſcheint: Die rothe Fahne auſzu⸗ 
pflanzen und die ſchon tief genug geſchlagenen Wunden unſeres ſchönen und 
echt deutſchen Preußens, der völligen Verblutung Preis zu geben. 


Berichtigung. Die in unſerer geſtrigen Zeitung Seite 1698. angezogene 
Vorſchriſt des §: 168. Theil II. Titel 20. Allg- Landrechts lautet nicht, wie frrthüm⸗ 
lich gedruckt worden: „wer einen Anfruhr wagt,“ fondern: „wer einen Aufruhr 
erregt, der het ic. - u it 


Druck u. Verlag von W. Decker T Femp. 


Lebens⸗Leibrenten- und Aus ſteuer⸗Verſicherungs⸗Auſtalt in Hamburg. 

übernimmt Lebens: und Ueberlebungs⸗Verſicherungen auf Lebenszeit, fo wie kurze Verſicherungen auf 1 bis 10 Jahre, Sparkaſſen⸗Verſiche⸗ 
rungen zur Hebung des Capitals bei Lebzeiten des Verſicherten, Ausſteuer⸗ und Leibrenten⸗Verſicherungen, ferner Verſicherungen auf das Leben 
von Militair⸗Perſonen im aktiven Kriegsdienſt. Die Geſellſchaft ift verpflichtet, für die Gefahren der Cholera und des Bürgerwehrs Dienfles 
keine Extra⸗Prämien zu fordern; ſie geſtattet den Iniereſſenten, ihre Prämien in halb- und vierteljährigen Raten zu entrichten. 

Den Theilhabern der Sotietaͤt gehören einzig und allein die ſich ergebenden Ueberſchüſſe. 

3 ig che 5 für 100 M. Beco. oder 50 Rthlr. Preuß. Courant een, für e 
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Für Poſen und Umgegend nimmt Herr Eduard Mamroth daſelbſt, kl. Gerberſtr. No. 11. die Intereſſen der Geſellſchaſt wahr und 


liegen revidirte Statuten ꝛc. zur unentgeltlichen Entgegennahme bei demſelben bereit. 


Hamburg, im November 1848. 
Im Auftrage der Direktion: S. C. Harder, Wevesumächtigter. 0 


Todes- Anzeige. 
Heute früh 93 Uhr farb nach ungefähr 12ſtündi⸗ 
gen Leiden an der Cholera unſer geliebtes Söhnchen 
Curth in einem Alter von 112 Monat. 
Tief betrübt dieſe traurige Anzeige ſtatt jeder be⸗ 
ſonderen Meldung allen Verwandten und Freunden. 
Pleſchen, den 25. November 1848. 
von Richthofen, Prem.⸗Lieutenant und 
Adjutant im Iſten Ulauen⸗Regiment, 
und deſſen Frau geb. von Schimonska. 


Nothwendiger Verkauf. 
Land⸗ und Stadigericht zu Koſten den 13. 
Oktober 1848. 


Das den Eduard und Emilie Wilhelmine 
Adelheide Blodauſchen Eheleuten zu Kuſchen 
sub No. 37. gehörige Erbzinsgrundſtück, beſtehend 
aus einem maſſiven zweiſtöckigen Wohnhauſe, einem 
maſſiven Hinterhauſe incl. Stallung, einem maſſi⸗ 
ven Mittelgebäude und einem Badehauſe, Stallge⸗ 
bäude nebſt Wagenremiſe, ſo wie 5 Morgen 96 

Ruthen Land, abgeſchätzt auf 5351 Rthlr. 18 

gr. 74 pf. zufolge der nebſt Hypothekenſchein in der 

1 anır einzuſehenden Taxe, ſoll am 12. Mai 
1849, Vormittags 11 Uhr an ordentlicher Gerichts- 
ſtelle ſubhaſtirt werden. 

Der dem Aufenthalte nach unbekannte Gläubiger, 
Gutsbeſitzer Blodau wird hierzu öffentlich vor⸗ 
geladen. 


Bei dem unterzeichneten Verein erfolgen für Bes 
wohner des Großherzogthums (auch die Ehefrauen) 
zu jeder Zeit Aufnahmen über Verſicherungen 
von 50 bis 300 Thaler. — Statuten, das Exemplar 
zu 1 Sgr., find in der Scherk ſchen Buchhandlung 
zu haben. 

Direktorium des Sterbekaſſen⸗Renten⸗ 

Vereins. 


Eine Färberei mit großer Rolle, nebſt allen dazu 
gehörenden Utenſtlien, iſt in Rakwitz zu jeder Zeit 
zu verpachten, oder nebſt dem dazu gehörenden Hauſe 
u verkaufen. Nähere Auskunft ertheilen auf fran⸗ 


kirte Briefe der Bürger St. Klemezynsti in Ko⸗ 
ſten, ſo wie auch der Bürger Jg. Klemezynski 


I 


in Rak witz. f f 


Einem geehrten Publikum beehre 
lich mich hiermit ergebenſt, auf die 
an mich ergehenden Anfragen, wie lange ich mich 
hier noch zur Ertheilung meines Unterrichts aufhal⸗ 
ten werde zu erwiedern, daß ich nur bis zum BO, 
d. Anmeldungen zur Theilnahme an meinem 
Unterricht, vermöge deſſelben man in 20 Lehrſtun⸗ 
den ſchreiben lernen, und die unleſerlichſten, ſchlech⸗ 
teſten, und namentlich zitterndſten, durchkrampf⸗ 
haſte Federhaltung verunſtalteten Handſchriften, auf 
Lebensdauer in ſchöne, deutliche und hauptſäch⸗ 
lich ſehr geläuſige verwandeln kann, annehme — 
indem ich bis ſpäteſtens den 15. künf⸗ 
tigen Monats meinen Unterricht hier 
beſchließen werde. 

Auch dehnt ſich mein Unterricht auf diejenigen aus, 
welche des Schreibens ganz unkundig ſind. 

Für diejenigen, welche meinen Unterricht noch nicht 
kennen, liegen über die Erfolge deſſelben Atteſtate 
höchſter und hoher Behörden, wie die veränderten 
Handſchriften meiner in großer Anzahl ausgebilde⸗ 
ten Schüler jeden Alters und Standes, des In⸗ 
und Auslandes, wie auch bereits die der Schü⸗ 
ler hier zur gefälligen Anſicht bereit. Für ganze 
Geſellſchaften, die eine Unterrichtsſtunde füllen, ſo 
wie für das minder begüterte Publikum iſt mein Ho⸗ 


norar jederzeit ermäßigt: 
[4 
E. Jaffe, nde Arge, 
Königl. Preuß. geprüfte Lehrerin einer ihr eigenthüm⸗ 
lichen Schreibmethode, und Lehrerin der Stenographie, 
Lauk's Hotel, Zimmer No. 34. 


Ein ganz neuer ungebrauchter vierſitziger elegan⸗ 
ter Fenſter⸗Kutſchwagen, ganz verdeckt und zum 
Auseinandernehmen;, if billig zu verkaufen. 

Das Nähere bei Auguſt Herrmann, alten 
Markt No. 51. in Poſen. 

Heute empfing ich eine friſche Sendung Bruſt⸗ 
karamellen gegen Huſten und Verſchla⸗ 
mung, Pfeffermünzplätzchen als Präfrrva- 
tiv gegen die Cholera, 
für Kinder, und auch cken⸗Chocolade 
aus der rühmlichſt bekannten Fabrik von Franz 
Schulz in Verlin, Jüdenſtraße. Dieſe Artikel 
empfiehlt beſtens Wc ch, 

SR Ludwig Johann Meyer, 
Neueſtraße neben der Griechiſchen Kirche, 


Surm⸗Chocolade 


Affentheater 


im Schauſpielhauſe. 

Heute Mittwoch den 29. November: 
Große Worſtellung. 
Kaſſen⸗Eröffnung 6 Uhr. Anfang 7 Uhr. 

Johanna Schreyer. 


Berliner Börse. 


Den 27. November 1848. Lasst] Rrief. [Geld- 
Staats-Schuldscheine. .. .2..: ++ 34 | 764 | 76 
Seehandlungs-Prämien-Scheine . ... : | — | 9%} | 913 
Kur- u. Neumärkische Schuldversch. | 34 | — — 
Berliner Stadt- Obligationen 73. — 
Wee ee Pfandbriele 3 — 82} 
Grossh. Posener RE 496 — 
Ostpreussische „ } . 4 . 5 3 2 88 
Pommersche eee 31 924 914 
Kur- u. Neumäkkk 34 921 911 
Schlesische „ eee 31 — * 

5 v. Staat garant. L. B. 34 = — 
Dam: ‚Bank-Auıheil @cheine EHI NT; 13 87 

riedrichsd ort 15% =: 

Andere Goldmünzen a 5 Rthlr. . — 13 sr 
Digeonto /. =... 5. ld L„—— — 31 

Eisenbahn - Actien, 

voll eingezahlte: 

Berlin-Anhalter- A, 33. 4 -- 8 

» Prioritäts- . . .... 4 — 7 
Berlin-Hambur ger. 4 er 2 

. Prioritäts- ... . . gr — 189 
Berlin-Potsdam-Magd eb. 4285 — 831 
1 » ”_ Prior. A: B. l 78 5 
Berlin- Stettiner mare rn: 4 — si 
Va in ener prioritäts- TA. 4 E. 90 
Magdeburg-Malberstädier . . Yeah EIER Part 
Nickerachfes. Märkische 7°." 33 — 6867 
i Priorität. 4 — 84 
d 105 „ — 5 ah 954 

l . „III. Serie) 5 — 90 
Ober-Schlesische Litt. A... . . 31 — 90 
Rheinische... r 

* Stamm-Priorität s 4 — — 

* Priorität s | A ne — 

» v. Staat garantirt — — 
Thüringer a eee. 44 50 | 49% 
Stargard-Posener . . 22... 4 674 68 


„ 00 Nit einer Beilage.) gr 


279. 


e ERW er 
Po ſen, den 28. Nov. Dem Briefe eines Abgeordneten aus Fraulfurt vom 21. 
Nov. entnehmen wir Folgendes: „Geſteru habe ich am Ende der Sitzung 4 Ul. Abends 
mich beeilt, Ihnen den Beſchluß der Reichs⸗Verſammlung über die Preuß. Wirren 
mitzutheilen. Ich ſetze voraus, daß Ihnen der Beſchluß vom 14. d. M. bekannt 
iſt. Jeder Freund des Vaterlandes muß dahin wirken, daß die heilloſen Beſchlüſſe 
des diſſentirenden Theils der Preuß. National-Verſammlung ohne Erfolg bleiben. 
Unbegteiflich iſt es, wie Poſener Deut ſche dem Gebahren der Linken Beifall 
ſpenden können „noch weit unbegreiflicher, wie Poſener Abgeordnete Theil nehmen 
konnten an der Komödie, welche von den Auarchiſten ſchlau auf das Volk berech⸗ 
net, in Berlin aufgeführt wurde. Hat man denn je, ganz vergeſſen, daß dies die⸗ 
ſelben Leute ſind, welche mit allen Kräften dahinſtrebten eine ordentliche Regierung 
unmöglich zu machen, welche Alles guwendeten, die Verfaſſung nicht zu Stande zu 
bringen, welche feine andere Abſicht hegten, als den Convent einzuſetzen, und die 
Anarchie in Deutſchland eigennützig auszubeuten? daß es endlich dieſelben Leute 
find, welche im Bunde mit den Polen die Deutſchen in Poſen um ihre Nationali— 
tät betrügen, ſie der Theilnahme an den Hoffnungen aller Edlen Deutſchlands bes 
rauben, ſie der Botmaäßigteit eines treuloſen, hochmuüthigen, lügenhaften Volkes uns 
terwerfen wollen? Mit wahrhaftem Schmerze habe ich vernommen, daß auch von P. 
dieſen Leuten Beiſtianmungsadreſſen zugefandt wurden. Hier hat dies allgemein 
das hoͤchſte Befremden bei allen Wartheien erregt. Selbſt die Linke begreift diefen 
Mangel au politischer Auffaſſung nicht und von Mehreren habe ich die Frage ge⸗ 
hört: Wie kommt dies? Dieſe offenbare Schadeufteude hat mich tief verletzt. 
Meine politiſchen Freunde, welche unſete Sache jo tren gefordert und kräftig ges 
ſtützt haben, ſchütteln den Kopf über einen ſolchen Schritt und werden an unſerm 
Deutſchen Willen irre. Verderbt doch dort nicht unſere Dentſche Sache jo muth⸗ 
willig. Der einzig richtige Weg für die Pofener Deutſchen liegt deutlich vorgezeigt, 
er beſteht in deu feſten, energischen Anſchließen an die Regierung, die es, abge⸗ 
ſehen von allem Andern, bisher mit den Poſener Deutſcheu nur gut gemeint hat, 
und im entſchiedenen Tadel gegen die reuitente Partei der Berliner National⸗Ver⸗ 
ſammlung, deren Majorität durch Annahme des Philipsſchen Amendements ja klar 
genug bewieſen hat, daß ihre auarchiſchen und demottatiſchen Tendenzen und Zwecke 
ihr mehr gelten als das Wohl von 500,000 Deutſchen. Freilich wollen dieſe 
Anuarchiſten von der Reichsgewalt auch nichts mehr wiſſen, ſeitdem die Regierung 
ſich den Anordnungen derſelben unterworfen, und ſeitdem ſie ſelbſt gezeigt hat, daß 
fie nicht das Werkzeug der Republikaner ſein will. Wie aber konnten Abgeordnete 
des Deutſchen Theils von Poſen Theil nehmen an Beſchlüſſen der Versammlung, 
die den Auttag, ſich an die Reichsgewalt zu wenden, mit Hohn zurückwies? Wenn 
irgend Etwas, fo iſt dies der klarſte Beweis von dem Wraugel aller und jeder poli⸗ 
tiſchen Bildung unferer Berliner Abgeordneten. Können Sie dort im Deutſchen 
Siune wirken, ſo thun Sie es, denn hoffentlich haben nicht alle Deutſche Männer 
Poſeus ſich bei der Ergebenheitsadreſſe an die Berliner Linke beiheiligt und felbit 
die bisher noch Schlaͤftigen oder nur Verleiteten müſſen doch bald zu der Ueberzen⸗ 
gung kommen, daß es Verrath au der Deutſchen Sache in Poſen iſt, wenn man 
Leuten Ergebenhelts⸗Adreſſeu ſchickt, welche mit den Polen im Bunde die Deutſchen 
in Poſen ihrer Nationalität berauben, fie von Deuiſchland trennen, den Polen un⸗ 
terwerfen möchten und die eben an den Polen nicht nur den Nutzen, ſondern oft 
deung die Anſtifter und Leiter ihrer auarchiſchen Beſtrebungen haben. 

+Pofen, den 28. Novbr. Zur Ergänzung des geſtrigen Berichts über 
die Bildung des allgemeinen deutſchen Vereins bemerken wir noch, daß von 
den in den Hauptverein Gewählten die HH. Baillodz, Barth, Beſchorner, 
Berger, Bürkner, Günter, Herzberg, Hofmeyer (nicht Hofmann), Kich⸗ 
ling, Kort, Löwenthal, Wendt, Wendland und v. Winterfeldt bald nach ges 
ſchehener Wahl dieſelbe angenommen haben. 

Berlin, den 24. Nov. In Folge der Trierer Ereigniſſe vom 1 91en d. M. 
DEM Tage darauf von Seiten des Regierungs Praſidiums folgende Warnung, 
die wir ihrer beherzigenswerihen Originalität wegen nachſtehend mittheilen: 

SR) „Warnende Aufforderung. 

Der Straßen Tumult, welcher geſtern in der Nähe der Hauptwache ſtaltfand, 
giebt mir Aulaß zn dem drlugenden Erſuchen an die hieſige Einwohnerſchaft, daß 
Eltern und ſonſtige Hausvorſtände alles Mögliche auwenden mögen, um ihre Au 
gebörigen von den Schauplätzen ahnlichen Unſugs fern zu halten. Die hieſige 
Garniſon ſcheiut den eiumnthigen, geſtern ſchon ſeht fühlbat hervortretenden Ent— 
ſchluß gefaßt zu haben, zwar die ſitengſte Mauuszucht zu beobachten, allein bes 

dende Necketeien, wie fie geſtern vorgekommen, unter allen Umſtänden nicht 
ben, Ich kann dieſen Eutſchluß nicht mip billigen, denn der Soldat hat das 
Recht, ung für ſeinen Beruf zu fordern, und würde ſich ſelbſt erniedrigen, 
— ſich zum Spielwetk eines unnützen Straßen-Unfugs herabwürdigen ließe. 
zn . dergleichen bedauerlichen Konflikten vor, daß der Vorwitzige ſtatt des 
eigentlich Schuldigen Schaden leidet, ſo iſt dies zu bedauern, aber nicht ganz zu 
rehüten; auch der VBorwig i bei ſolchen Gelegenheiten gefährlich, folglich möge 
lich den Unbrrnfene fern Fakten, Der eigentliche Keru derjenigen Straßen⸗Geſell⸗ 
ſchaft, welche geſtern den Spentatel machte, und das Militair bis zur Tpästichteit 
zeigte, laßt ſich ziemlich e folgende Beſtandtheile auflöſen: 1) Betrun⸗ 
lente, 2) anerkannte Lumpen, 3) derwahsleſte Jungen. Dennoch habe ich geſtern 
den beliebten Kunſtausdruck ſelbſt aus geblldetem Munde hören müſſen: das Mi⸗ 
litair ſei mit dem „Volke“ im Streit. — Dag iſt mit ein ſauberes Volt! — 
Tiler, den 20. November 1848. Das Regierungg, Prag Sebald.“ 
157 ungs⸗Präſidium. v. Sebaldt⸗ 


— In Düſſeldorſ find bereits 5 der Gewehre der Buͤrgerwehr abgeliefert. 


— 


zur Poſeuer Zeitung. 


den 29. November 1848. 


— — — ——̃— 


CE Berlin, den 26. Nov. Geſtern Abend ſpät iſt der Reichs⸗Commiſſär 
Simſon in Begleitung Heinrichs von Gagern von Frankfurt hierher zurück⸗ 
gekehrt. Gage rn iſt indeß ohne irgend amtliche Beziehungen und Aufträge, le⸗ 
diglich als Privatmann hier. Er iſt nur in der Hoffnung hergekommen „durch 
feine Perſonlichkeit zur Beilegung unſeres unſeligen Konfliktes beizutragen. Da 
morgen die National-Verſammlung in Brandenburg eröffnet wird und mau eine 
beſchlußfähige Zahl von Abgeordneten dort erwarten zu dürfen überzeugt iſt, ſo iſt 
natürlich nun an eine Ausgleichung in Berlin nicht mehr zu denken. Dieſe wird 
unt noch in Brandenburg ſtattfinden können, und wird auch dort von den beſon⸗ 
neuern Mitgliedern der Kammer wenigſtens in nächſter Zeit um ſo mehr erwartet, 
als ſie vorausſetzen, daß den Herren des parlamentariſchen Zuterreguums durch 
die Steuerverweigerung und ihre Folgen im Lande die Augen aufgegangen ſind. — 
Herr v. Gagern iſt heute Morgen nach Potsdam zum Könige gefahren und wird 
zu morgen nebſt den Reichs-Commiſſären Hergenhan und Simſon in Bran⸗ 
deburg erwartet, wohin bereits ein großer Theil der Abgeordneten ſich begeben 
hat, Nur von der Fraktion des Hotel de Ruſſie iſt man noch zweifelhaft, ob ſie in 
Brandenburg erſcheinen wird. 

Berlin den 26. November. Das Mittelalter erſteht in neuen Jor⸗ 
men. Befehdeten ſich in jenen dunklen Zeiten Kaiſer und Gegenkaiſer, ſchleu⸗ 
derten damals Päpſte und Gegenpäpſte Excommunikation und Anathem ge⸗ 
geneinander, fo wird ſich in dieſen Tagen des Lichts und der Freiheſt vor unſeren 
erſtaunten » licken der wunderſame Kampf zweier preußiſchen Parlamente ent⸗ 
wickeln. Nicht genug an dem offenen Zwieſpalt zwiſchen der Frankfurter und 
der Verliner Verſammlung, nun hat ſich auch die letztere in zwei feindliche Kör⸗ 
per zerſpalten. O deutſche Einheit — welch ein Traum! Noch weiß ich nicht, 
was ſich heute in Brandenburg begeben; hier aber hat heute das Parlament 
Unruh in Mylius Hotel ſeine Sitzungen wieder eröffnet und iſt von den Trup⸗ 
pen auseinandergeſprengt worden. a 

So eben höre ich von einer telegraphiſchen Nachricht aus 
Brandenburg. Die dortige Verſammlung iſt in beſchlußfähi⸗ 
ger Anzahl nicht erſchienen und der Miniſter⸗Präſident hat in 
Folge deſſen die National⸗Verſammlung für aufgelöſtertlärt. 
— Die Angabe, daß zugleich der Befehl hierher gelangt ſei, das Militair ſolle 
ſich ſchlagfertig halten, iſt jedenfalls Erfindung. 4 55 

Schleswig, den 17. Nov. (Alt. Merk.) Die Schleswig ⸗Holſteiniſche Re⸗ 
gierung hat in Betreff der von der Reichs⸗Centralgewalt angeordneten Vornahme 
einer Unserlügung zum Behufe der Anlegung eines Deutſchen Marine» Kanals 
eine Sefanntmächuny erlaſſen, worin es unter Anderem heißt: „Mit Rüdjicht auf 
die Rothwendigkeit, für die Deutſche Maxine einen unabhängigen Verbindungs⸗ 
weg zwiſchen der Nord- und Oftjee zu ſchaffen, hat die Reichs⸗Centralgewalt be⸗ 
ſchloſſen, vorläufig Unterſuchungen wegen der Führung eines Kanals von dem Kie— 
ler Hafen nach geeigneten Holſteiulſchen Häfen an der Elbe oder der Nordſee zu 
veranlaſſen. Die Vornahme dieſer Unterſuchung iſt, einer Mittheilung des Reichs⸗ 
Miniſteriums des Juuetn zufolge, dem Abgeordneten zur Deutſchen Nationalver- 
ſammlung uud Kaiſerlichen Hauptmaun Karl Möring übertragen, welcher zugleich 
ermächtigt iſt, das noͤthige techniſche Perſonal ſelbſt zu wählen.“ 

Kiel, den 20. Nov. Der bei Bau geſallene Graf C. Rantzau war bekaunt⸗ 
lich ein ausgezeichneter Eutomolog. Heute wurden die von demſelben hinterlaſſene 
ſchöne Juſekten⸗Sammlung und die darauf bezüglichen Bücher und Paplere dem 
zoologiſchen Muſeum hieſiger Univerſität übergeben, wo fie zum bleibenden Anden⸗ 
ken an den früh Verſtorbenen werden aufbewahrt werden. 

ö Wien, den 23. Nov. Geſtern find De. Becher und Dr. Herrmann Jelli⸗ 
net vor das Kriegsgeticht geſtellt und heute Morgens um 7 Uhr erſchoſſen wor⸗ 
den. Beide benahmen ſich gefaßt und todesmuthig; Becher ſogar körperlich nicht 
un geringſten angegriffen. Das über Jellinek gefällte Urtheil begründet ſich durch 
feine maßloſen journaliſtiſchen Aufjäge, in welchen auch die Dynaſtie angegriffen 
erſcheint. Beide hielten ſich nach ihren letzten Aeußerungen für Maͤrtprer einer gu⸗ 
ten Sache. — Das aus Gallizien eingelaufene Geſuch um Theilung dieſes Landes 
in den Rutheuiſchen und Maſſuriſchen Antheil ſoll bei dem neuen Miniſterium 
Anklang finden. Bekauntlich find Ruthenen und Polen durch Religion, Sprache 
und Sitte ſtieng von einander geſchieden. — Die Baſteien um Wien werden 
immer ſtärker befeſtigt; auch ſoll das Belvedere in den Rayon der Befeſtigung ge⸗ 
zogen und auf eine Ausdehnung derſelben durch Thürme, nach dem Vorbild von 
Linz, Rückſicht geuommen werden. — Die Univerſitäts- Aula wird dem Verneh⸗ 
men nach zur Kaſerne umgeſchaſfen. Gin ſtarkes Bivougk iſt bereits in deren Um⸗ 
gebung zu finden. 8 g 

Kremſiet, den 22. Nov. Der Reichstag wurde heute hier, nach einem 
zuvor abgehaltenen feierlichen Hochamte, in dem dazu beſtimmten Saale des Erz⸗ 
biſchoͤſlichen Schleſſes eröffnet. Dieſer Saal iſt eben fo zweckmäßig als elegant ein⸗ 
gerichtet, und alle anweſenden Deputirten find in dem Urtheile einſtimmig, daß er 
binnen ſo kurzer Zeit wirklich auf das Vortrefflichſte zu feinem Zwecke hergerichtet 
wurde. Man ſcheint in Srenifler das Beiſpiel der Frankfurter Deputirten nachah⸗ 
men zu wollen, denn die „Liuke“ hat das Gaſthaus zur Sonne, die „Rechte“ den 
Primas von Ungarn zum Hauptquartier erwählt. Kein Mitglied einer von dieſen 
beiden ſchroff gegenüberſtehenden Parteien betritt den Verſammlungsort der andern. 
Alle hervorragenden Perfönlichkeiten der Linken, fo wie der Rechten find anweſend⸗ 
Wir ſahen einerfeits Violand, Füſter, Lohner, Borroſch, Kudlich ze. „andererſeits 
Strohbach, Dr. Brauner, u. A. Die Czechen ſind voll Freude und äußerten ſolche 
laut durch Abſingen Böhmiſcher Trinklieder in ihrem Hauptquartiere. Ihre Par⸗ 
tei wird jedenfalls in überwiegender Majorität da fein, indem von den 100 ab- 
weſenden Deputisten, 70 ihnen und nur 30 der Linken zufallen dürften. (Neue 3.) 
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Paris, den 23. Nov. N 
Cavaignac den Eutſchluß gefaßt, energiſch für Montevideo gegen General Roſas 
einzuſchreiten. Er hat zu dieſem Zwecke einen hohen Marine-Ofſizier zu ſich ber 
rufen, dem die nöthigen Mittel an die Hand gegeben werden ſollen, um die po⸗ 
litiſchen und Handelsintereſſen Frankreichs am Platafluſſe zu ſchüͤtzen. Wie bedeu⸗ 
tend dieſe ſeien , gehe daraus hervor, daß die Bevoͤlkerung Montevideo's meiſtens 
aus Frauzoͤſiſchen Einwanderern, namentlich aus den baskiſchen Provinzen, beſtehe, 
deren Zähl ſeit 1830 bis 1842 von 5000 auf 18,000 geſtiegen, der Frau⸗ 
zoͤſiſche Handel in derſelben Zeit aber von 64 auf 38 Mill. Fr. 17 
Der Bericht über die wegen des Juni-Aufſtandes zur Deportation nach 
Algerken Verurtheilten Schläge, vor, die Dauer der gemeinſchaftlichen Arbeit, die 
den Deportirten auferlegt iſt, von zehn auf fünf Jahre zu beſchraͤnken. Die Väter 
und Mütter der Verurtheilten können ihnen nach Algerien folgen und erben bei 
dem Tode ihrer Söhne deren eventuelle Rechte. 

— Am Sonntag Fand au der Barriöre du Maine ein Feſtmahl demokratiſch, 
ſozialiſtiſcher Frauen ſiatt, an welchem jedoch auch Männer und Kinder Theil 
nahmen. Die Zahl der Gaſte betrug etwa 1200. Nach dem Mahle hielt zuerſt 
Herr Lerour, Sozialiſt und Mitglied der Nationalverſammlung, eine Rede, worin, 
er entwickelte, daß die Frquen das Recht haben müßten, auf die Rednerbühne zu 
ſteigen, weil ſie auch das Recht hätten, auf das Schaffot zu ſteigen. Ging, Dame 
begrüßte dieſen Vortrag mit dem Ausruf: „Es lebe die Republik!“ Zu welchem 
dann die Männer hinzufügten: „Die demokratiſch-ſoziale.“ Madame Gray äußerte 
in einer Rede: „Glauben Sie mir, Bürger, Sie haben ſelbſt Intereſſe an unſerer 
Gmantipation, deun die Rechte, welche man uns verweigert, nehmen wir uns 
durch Liſt.“ Lauter Beifall, mit Heiterkelt untermiſcht, folgte dieſer Rede. Auch, 
ein kleines Mädchen und ein kleiner Junge von 9 Jahren brachten Triukſprüche 
aus. An demſelben Tage fand auch ein Feſtmabl der demokratiſchen und ſozialen 
Preſſe, nuter dem Vorſitze des Herrn Lamennals, ſtatt. Die Zahl der Mitglieder 
betrug etwa 2100, und es hatten ſich die Mitglieder der Bergpartei aus der Na⸗ 
tionalberſammung ſaſt ſämmtlich dazu eingefunden. ene } 

— Die gtoßen Gemächer der Tuillerien, den Thronſaal eingerechnet, ſind 
jetzt mit Arbeitern angefüllt, welche ſie in Stand ſetzen, damit der Präſident der 
Republik gleich nach ſeiner Wahl dort wohnen kaun. } 

— Armand den 1. Nee be Brief an die Gazette de France 
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erichtet: „Paris, den 19. November. Har teur! Ihr Journal ſammelt 
A einer wahrhaft erſtaunenswerthen Hebbiffenhaftig Br il eee 


rüchte, die über mich mündlich oder ſchriftlich ausgefprengt werden. Wald 
5 — mich auf den Stuhl Ludwigs XIV. im Hoftheater zu Verſailles; bald 
wohne ich in den ehemaligen Königlichen Forſten einem Treibjagen bei, und 
heute leſe ich in Ihrem Blatle, daß ich den Vortritt vor den Geſandtſchaſten 
verlangt, daß ich einen Schreibtiſch von Gold und Perlmutter aus einem Schloſſe 
in mein Präfidentfcafts = Hotel hätte bringen laſſen ꝛc. Ich will dieſem alber⸗ 
nen Geſchwätz nicht die Ehre erweiſen, es für Verleumdung zu etklären, und 
eben ſo wenig will ich Ihnen ſelbſt die Ehre erweiſen, anzunehmen, daß Sie ein 
Wort davon glauben, Es liegt alſo auf der Hand, daß Sie mich nur angrei⸗ 
fen wollten; aber es ſcheint mir, als hätte ich Ihnen doch nicht ſo ganz unbe⸗ 
kannt ſein ſollen, um mich die Rolle eines lächerlichen Narren ſpielen zu laſſen. 
Wenn Ihnen meine Vergangenheit wirklich das Recht dazu gab, ſo war es 
Ihrerſeits zu gülig, mich dies nicht ſchon in dem Augenblick fühlen zu laſſen, 
wo ich noch die Feder führte. Setzen Sie alſo, ich bitte Sie, doch ein wenig 
geſunden Sinn und guten Geſchmack bei einem ehemaligen. Mitbruder voraus, 
deſſen Idcen, Sitten und Gefühle weder die Zeit noch die Revolulionen geän⸗ 
dert haben. Ihr Mitbürger (gez.) A. Marraſt.“ | 

— Louis Blanc erklärt die Vehauptung des Parifer Journals Opinion, 
man habe ihm von Paris 200,000 Franken zugeſchickt, für erlogen. is 
— HGeſtern wurde der dreizehnte Auswandererzug, 800 Familienglieder, nach 
Algerien eingeſchifft. Der Pfarrer Buruct ſchenkte auch dieſes Mal jedem Emi⸗ 
granten eine Bibel. 5 
55 . Portugal. ! 
„Liffabon, den 12. Nod. Unter der Armee herrſcht überall Unzufriedenheit, 
weil ihr der Sold nicht ausgezahlt wird. Die Generale berichten aus den Pro⸗ 
viltzen, daß ſie, wenn man ihnen kein Geld schicke, für den Gehorſam der Trup⸗ 
pen nicht mehr bürgen könnten. Der größre Theil des 12. Regiments iſt nach 
Spanien zu einer Montemoliuiſtenſchaar deſertirt. n bie 8 

— Cs iſt hier eine Verſchwörung entdeckt worden, die am Allerheiligenſeſte, 

dem Jahrestage des großen Erdbebens, zum Ausbruche kommen ſollte. Zahlreiche 
Verhaftungen haben ſtattgefunden, urd es ſollen die Schuldigen vor ein Kriegs— 
gericht geſtellt werden. Viele Briefe Don Miguel's und feiner Anhänger find au⸗ 
geblich gefunden worden. ’ 


Großbritannien. PR i 
London, den 23. Nov. Sobald der jetzt mit feiner Familie zu Brighton, 
wohnende Fürſt Metternich von dem (früher gemeldeten) Schiffbruche der zwei 
Schiffe mit Deutſchen Auswanderern erfuhr, ſandte er jeiuen Sohn und Baron 
Flügel mit einer Geldſumme zur Unterstützung der Schiffbrüchigen ab und ließ 
ihnen ſagen, daß er ſie nach beſten Kräften unterſtützen werde Zu Rams gate find 
160 dieſer Unglücklichen ſehr gaſtfreundlich behandelt, worden. — 31 Dublin 
begann am 21. die gerichtliche Verhandlung über den zu Gunſten S. O'Brien's 
wegen mehreker angebliche Formfehler gefeltenAntıag auf uren Res Dirt 
ihn gefällten Urtheils. Der Gefangene ward unter, ſtarker Escotte nach dem Ge⸗ 
richtsſaale gebracht; er ſah bleich und unwohl aus. Sein, Anwalt be Mündete den 
Caſſalions-Autrag ausfuhrlich, worauf D. Lynch Namens der Krong nicht minder 


Nach dem Journal des Débats hat General 


LIE 
welklaüſtg die Chiwenbingen des Auwälks als unbegründet Barzuftelfen ſuchte. 
Die weitere Verhandlung wurde vertagt und S. O'Brien in ſeinen Kerker zurüdte 
geführt. — Die Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft für das ſtille Meer hat jetzt eine 
Auzahl trefflicher Schiffe im Dienſte, welche zwiſchen New; Orleans, Mexico und 
der Weſtküſte von Suͤdamerika eine ununterbrochene Verbindung erhalten, die ſich 
wahrſcheinlich in Kurzem auch bis zu den Auſtraliſchen Colouien erſtrecken wird. 
Sobald ein regelmäßiger Dampfboot⸗Dienſt nach Auſtralien eingerichtet iſt, wird 
die Auswanderung wohlhabender Colouiſten, welche jetzt noch die langſame und 
unſichere Fahrt mit Segelſchiffen ſcheuen, auſehnlich zunehmen. Bie 

— In Irland fanden vor Kurzem wieder mehrere ſoßenaunte „Säauberun⸗ 
gen“ ſtatt, indem unter andern allein in der Gegend von Limerick 140 Perſonen 
aus ihren Pachtgütern getrieben wurden. Feruer warf man am 13. d. fünfzehn 
Familien aus ihren Hütten auf den Gütern des Sir William Someroille, zu 
Browuſtowu, Grafſchaft Meath, und machte ihre Hütten ſofort dem Erdboden 
gleich. — Die Regierung würde dieſen ſchändlichen Mißbrauch ſchon längſt mit 
Vergnügen abgeſchafft haben, wenn fie nicht fürchten müßte, mit den reichen und 
wie man ſieht etwas barbatiſchen Gutsbeſitzeru in Itland in einen Konflikt zu 
kommen, den ſie aus höhern politiſchen Rückſichten gern vermeiden möchte. Der 
Globe bemerkt: „Man ſchildert es als einen herzzerreißenden Anblick, dieſe armen 
Geſchoͤpfe zu fehen, wie fie im Lande um ein nächtliches Obdach gegen das un⸗ 
barmherzig kalte Wetter herumbetteln.“ Es iſt wenigſtens im Laufe der letzten Pate 
lamentsſeſſton eine Bill durchgegangen, wodurch feſtgeſetzt iſt, daß der Austreibende 
Sorge zu tragen habe, damit der Ausgetriebene wenigſtens ein iukerimiſtiſches 
Obdach erhalte; wie aus der letzten Vemerkung heidorgeht, ſcheiut mau ſich an 
dieſe Bill leider nicht zu kehren — ſelbſt ein Oberſekretair für Irland nicht! Man 
darf ſich nicht wundern, wenn die in England ſelbſt ſo hoch reſpektitte Geſetzlich⸗ 
teit in Irland auch in den uutern Schichten nicht zu finden iſt. 

— Nach Berichten aus News York vom 8. Nov. war das Ereigniß der 
Tags zuvor überall in den Vereinigten Staaten gehaltenen Präſtdentenwahl, 
fo weit es in Newyort durch den elektriſchen Telegraphen bereits bekannt ge⸗ 
worden, die Wähl des General Taylor. Die Gefammtzahl der Wahlvoten 
beträgt 290, die zur Wahl des Präſtdenten erforderliche abſolute Majorität 
mithin 146. Man wußte bereits, daß Taylor 131 Stimmen erhalten harte, 
während nur 20 Stimmen auf den General Caß gefallen waren. So viel be⸗ 
kannt, war die Ordnung nirgend geſtört worden. 11 24 

— Ueber die amerikaniſche, nach dem todten Meer unternommene Expe⸗ 
dition berichtet det Capt. Lynch, daß er im Frühjahr d. J. mit 15 Perſonen 
von St. Jean d' Acre aus nach dem See von Tibetias ſich begeben gewollt. Nach 
der Landung ne Sa chen ie alle dieſe wurden jedoch 
genden Metall⸗Fahrzeuge auf den tiefblanen Denen des Se er- 
Die Schifffahrt auf dem Jordan wird wegen der gefährlichen reißenden Strö⸗ 
mungen als ſehr ſchwierig geſchildert. Der Unterſchied in dem Niveau des Ste 
von Tiberias und des todten Meeres it 2000 Fuß. Das Waſſer des todten 
Meeres iſt geruchlos, ſchmeckt aber bitter, ſalzig und abgeſtanden. An dem ſüd⸗ 
lichen Ende des Meeres, bei den Gebirgen von Sodom, bemerkte die Expedi⸗ 
tion ſüdöſtlich ein großes ſeſtes Salz geſtein. Der amtliche Bericht über dieſe 
Expedition wird demnächſt er ſcheinen. i Jh 

Hrn n Niederlande.. 
Am ford am, den 22. Novbr. Das neue Miniſterium iſt ſolgender⸗ 
maßen zuſammengeſetzt: Marineminiſter Vice-Admiral Ryk; Juſtizminiſter Don⸗ 
ker-Cürtius; Miniſter des Auswärtigen Lightenveldz Miniſter des Jn⸗ 
nern von Kempengerz Kriegsminiſter General Voet; Finanzminiſter van 
Boſſez Miniſter des teformirten Kultus Baron Heemſtra; Miniſter der Ko⸗ 
lonieen Bau d. Herr Lightenveld iſt intetimfſtiſch unt der Verwaltung der 
An 7 1 72 32% 2 
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Bern, den 22. Nov. (Frankf. Journal.) Bis heute Abend gegen 5 
Uhr wurde im Natlonalrath über die Anträge der Kommiſſion in der Flüchtlings⸗ 
Angelegenheit gekaͤmpft. Zwei SParteien ſtanden ſich gegenüber, die mit allen 
ihnen zu Gebote ſtehenden Waffen ihrem Prinzip den Sieg verſchaffen wollten. 
Alle fühlten, daß es ſich hier um eine Lebensfrage der K in Politik 
handle, ob ſie nämlich entſchloſſen ſei, in den 8 ART er⸗Verwickelungen 
Europas treu und währ die Neulralität aufrecht zu er allen oder den Schein 
der Neuttalität zu behaupten, dagegen nach politiſchen Sympathien zu verfah⸗ 
ren Der Nationalrath ſchied ' ſich in die deutſche Partel, welche endlich einmal 
dem Flüchtlingsunweſen Einhalt thun und dem Ausland allen Grund n 
will, die Schweiz fortwährend, mit Noten, Drohungen ac. zu beunru en, 
erkennt in der obſchwebenden Frage die teſſiner Regierung als ſe u „den ita⸗ 
lieniſchen Flüchtlingen gegenüber ſich zu nachgiebig gezeigt zu haben und dem 
cidgenöſſiſchen Repräſentanten überall hemmend entgeg getreten zu ſein; das 
Teſſiner Volk habe ſogar die eidgenöſſiſchen Trupp verhöhnt. Die Seite der 
Verſammlung, welche dieſe Ueberzengung hegt, Will die Mehrheitsanträge der 
Kommiſſton, alſo Juternirung aller Flüchtlenge, verſtcht ſich mit Rückſicht der 
Humanität, und daß der Tefliner Sagen bei ſtrengſter Verantwortli keit 
unterfagt fei, italkeniſchen Flüchtlinge d n Aufenthalt im Kanton zu geftätten. 
Die Männer diefer Anſicht wollen zugleich eine allgemeine Maßregel für alle 
Gränzkantone, provoziren. Favre ſtellt ſogleich die Motion: auch in den an 
Deutſchland gränzenden Kantonen ſollen, gleichwie in Teſſin, alle Flüchtlinge 
ausgewiesen werden. Die audeue vorzugsweiſe aus Abgeordneten der franzo< 
ſiſchen Kantone beſtehende Partei nimmt die Telfiner e in S ug und 
will nur die Flüchtlinge ausweiſen, welche an den letzten Einfällen in die Lom⸗ 
Harder theilgenommen haben, außerdem ſei die Vollziehung der Maßregeln der 
Teſſiner Regierung, nicht den Repräſentanten zu überlaſſen. Auch der edle 
General Dufour ſpricht ſich warm für die Neutralität, aber auch für die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit aus, und fimmt, für den Minoritätsantrag Biete welchet den 
Entſcheid über die Entfernung der Ai linge der Regierung on Teſſin über⸗ 
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laſſen will. In der lug wird wit, 
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alfe lülhtlinge interniren und der Regierung von Teſſin die ſernere Aufnahme 
von Flüchtli en verbieten will. Außerdem wird den Repräſentanten für ihre 
Haltung der Bank ze, Kerfamınlung ausgeſprochen. aid n 


Fur den hier folgenden Theil At die Redaction nieht, verantwortlieh % 
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nen renn 10 

Da ich keinen meiner geehrten Kommittenten über meine politiſche Haltung 
und fernere Wirkſamkeit als Vertreter der Stadt Poſen in Ungewißheit zu 
laſſen wünſche, fo nehme ich aus der in der ae vom 23. d. Mts. 
enthaltenen Aufforderung eints Wahlmanns Viranlaſſüng, mich hierüber öffent⸗ 
lich zu erklären. 5 4970 Me Hille g 

Nach meiner Anſſcht beſteht das Weſen der konſtitutionellen Monarchie 
darin, daß das Volk, der Kront gegenüber, als berechtigter Theil aner⸗ 
kannt wird. Ju der abſoluten Monarchie dagegen hat das Volk keine Ve⸗ 
rechtigung in Staats- Angelegenheiten, fondern iſt an die Gnade des Mon⸗ 
archtn und an das Vertrauen zu ihm gewleſen. ar f En 
be vn er Verordnung vom 6. April d. J. §. 6 und in §. 13 des Wahlge⸗ 
Volkes dt 


8. April d. J. hat Se. Majfeſtät der König die Berechtigung des 


R. der Krone gegenüber, anerkannt und mit dieſem Principe der Volks⸗ 
Verechtigung die Fonftitutionelle Monarchie proklamirt. ei 
rel find die politiſchen Grundfäge gebaut, die ich als die meinigen in 
der Verſammſung der Wahlmänner von Poſen vorzutragen die Ehre gehabt 
habe, Da die Wahl zum ſſellvertretenden Abgeordneten demnächſt auf mich 
gefallen iſt, ſo darf ich wohl annehmen, daß damals die Mehrheit der Verſamm⸗ 
lung meinen eee ein hat. Von dieſem glaube ich mich 
aber auch jetzt nicht entfernt zu haben und bin bemüht eweſen, die ſchon ſeit 
8 ir gehegte poltticce Meittinig we e Kae ſoobl der März- 
tage, als auch von dem Einſluſſe det Ereigntſſe es Novembers frei zu halten. 
Im Anſchluſſe an die rechte Seite der National-Verſammfung bin ich gegen 
alle Anträge in Oppofition getreten, welcht in der Kammer die Würde und die 
konſtitutionelle Macht der Krone angetaſtet haben. Ebenſo habe ich, durch⸗ 
drungen von der Verwerflichkeit aller revolutionären und anarchiſchen Beſtre⸗ 
bungen, die Anſicht ſeſigehalten, daß die allerdings unerläßliche Reform der 
ſocialen und ſtaatlichen Verhältniſſe nur auf dem Gebiete des Rechts und der 
Mäßigung nicht aber in der ſogenannten Vollendung der Revolution ihren 
Fortgang * dürſe. 3 eri ee 

Aber auf der anderen Seite würde ich, als Mitglied der Kammer, zur 
Krone in Oppofttion treten müſſen, ſoweit dieſe das Prin 1 B 17 
gung des Volks verläßt und die Rückkehr zu dem früheren Gnadeng- und Ver⸗ 
trauens⸗Principe kund giebt. Danach würde ich allerdings in den Fall kom⸗ 
men können und müſſen, in einzelnen Fragen die Partei zu wechſeln. Nicht 
aber das Schwanken der eigenen Meinung, ſondern gerade das Feſthalten an 
derſelben, reer den Schwankungen und dem Wechſel der Gegenſätze 
— würde mich dazu drängen. So darf und muß es auch, nach meiner Ein⸗ 
ſicht, die öffentliche Meinung und das Parlament thun, wenn eine konſe e 
An aa e e 


> o ſich die Extreme zeigen, ſollte auch dabei die Partelſtellung ge⸗ 


werden, 
wechſcll werden müſſen. / 

Die Frage unferer neueſten Tage, ob das Princip der Berechtigung 
des Volkes, der Krone gegenüber, durch die von der letzteren decretirte Verta⸗ 
gung und Verlegung der Kammer verletzt worden ſei, würde ich als Abgeord⸗ 
neter bejahen, und bei dieſem Punkte, und bei ähnlichen Maßnahmen zur Krone 
in Oppoſition treten müſſen. Zunächſt muß ich der Anſicht entſchieden wider⸗ 
ſprechen, daß in ſtaatlichen Dingen nicht nach dem Maßſtabe allgemeiner Rechts⸗ 
Grundſätzt gemeſſen werden dürfe. Ich bin vielmehr der Meinung, daß es 
nur ine Wahrheit, cine Sorte von Recht giebt, daß dies cine Recht immer 
daſſelbe bleibt, es eye nun mit den Verhältniſſen der Privat⸗Perſenen oder 
der Völker, oder der Staa en in Beziehung gebracht werden. Vei uns, wo 
r Kennzeichen der konſtitutionellen Monarchit, die 
ri liter line lnen noch feſtgeſt 

= in u noch nicht feſtgeſtellt worden iſt, können zur Zeit 
uur die allgemeinen Rechts⸗ ätze ü ie 9 5 
Belts entiheiden. chts-Grundſätze über die Rechte der Krone und des 
Mit a ee halte ich an und für ſich das Recht unſerer kon⸗ 
Verein fr Banane, Nothwehr gegen Uebergriffe des Volks oder ſeiner 
alſo nach Piel und Zweck die Grenzen des Angriffs nicht überſchreitet. Ein 
anderes Recht zur einſeitigen Verſetung der Nationale Merf { 
Rewe der Nohweht, Age u n National-Verſammlung, als das 
fragt ſich, ob es im vorliegend 


- en Falle begründet iſt. 
BE bin ee entfernt, im Allgemeinen die Haltung der National⸗ 
Verſammlung 15 alle ihre Veſchlüſſe zu vertheidigen, insbeſondere aber die 
nach Bekanntma acer Vertagungs⸗Decrets eingeſchlagene Richtung der; 
en TE 5 Bat gun bei der Vertagungs-Frage 
e RE che, kann ich nicht zugeben. Sie ſelbſt hat 
ere derha ten der ge Ach gerügt Ai aus dieſem Werhal- 
geg Maßregel nicht abge 0 5 15 Mahregel iſt überhaupt nicht feindlich 
derte u n b Nöbe bc er einige Dutzende oder auch Hun⸗ 
unſtte gure Sin aus dem Fi 3 ‚ wie fie in jeder großen Stadt, auch 
wäre auch dae en dicht be g „aufzutreten pflegen. Und dann, 
geltend gemacht worker Nothwehr gegen die National ⸗Verſammlung wirklich 
al z u, fo würde es in dem angewendeten Maße ſich nicht 


en bal ds nick der Bette er Brgelngung der Störung durd den Wähelhaus 


denburg bedurſt. Eine gest und Vertagung der Verſammlung nach Bran⸗ 


ge bewaffnete Macht hätte zum Schütze der bedroh⸗ 
aa dee Eiglpetſonen AngDAt.ehraige Einſpruch der in dergleichen In⸗ 
leicht zu beſeitigen geweſen. eihpetenten Mehrheit der Verſammlung wäre 

Die Krone hal alſo nach ihrem ei 4 ö ER 
verfahren. Indem ſie in Bezug auf Ort and 
verathung abändernd und einfeitig disponirt 
fertige Ronſtitution ein ſolchts Recht beigelegt worden, hat ſte die 
gung det Verſammlung und des von ihr vertretenen Volkes ignorirt und for 


eit der bereits geordneten Volks⸗ 


62 gegen 31 Stimmen der Major 
er mit Rückſichten der Humanität 


dem wir theils zu 


den ſchon genügen, um dieſe unfere Erklärung zu rechtfertigen. 2 
proklamixt, aber zwiſchen Krone und Volk der Rechta⸗ } 


t, ſoweit die Nothwehr überhaupt rechtlich zuläſſig iſt, 


der Krone nicht füglich denken. ES 


eigen Gut befinden in der Sache 


at, bevor ihr durch eine bereits 
Berecht ie" 


dun! 


mit das konſtitutionelle Princip bei Seite geſezt. Es dürfte an ſich völlig gleich 
fein, ob die National Verſammlung in Berlin oder in Brandenburg tagt. 
Allein hier handelt es ſich um ein hochwichtiges Princip und deſſen Wahrung. 
Es bedarf nur der Hindeutung auf die Dehnbarkeit und die Tragweite deſſen, 
was die Krone als Gutfinden aufſtellt, um erkennbar zu machen, daß dies 
Gutfinden der Krone, hatt es einmal die Rechts⸗Grenze hinter ſich, den Rück⸗ 
weg zu dem Principe der Gnaden⸗ und Vertrauens⸗Regterung in ſich schließt. 
Es mag hierüber beflere und richtigere Anſichten geben, indeß habe ich, bei 
aller Tae an die Krone und an die Perſon unferes Monarchen, durch 
dasjenige, was bisher aus dem entgegengeſetzten Standpunkte geſprochen wor⸗ 
den ift, von der Unrichtigkeit meiner Anſichten mich noch nicht überzeugen koͤn⸗ 
nen. Indem ich auch die abweichende Meinung ehre, ſowelt ſte durch den Aus⸗ 
druck innerer Ueberzeugung und durch würdige Haltung dies Unrecht für ſich 
ordert, nehme ich die Freiheit der Meinung und Rede auch für mich in An⸗ 
ſpruch, überzeugt, daß nur eine dem Despotismus der Meinung huldi⸗ 
gende moraliſche oder politiſche Unreife zur, leidenſchaftlichen Unduldſam⸗ 
keit abirren kann. Die öffentliche Meinung, dieſe friedliche und allein geſez⸗ 
liche aber auch gewaltige Macht unſerer Zeit, iſt allein dazu berufen, die bekla⸗ 
genswerthen Verwickelungen unſerer politiſchen Verhältniſſe zu durchſchneiden 
und den Ausſchlag darüber zu geben, ob das konſlitutionelle Princip, die Bes 
rechtigung des Volkes in feiner Reinheit und ſcharfen Rechtsbegränzung, oder 
ob das Prineip der Gnaden- und Vertrauens-Regierung zur Geltung kommen 
fo? Sie, die öffentliche Meinung, möge daher mit allen ihren geſetzlich zu⸗ 
läfſtgen Organen und mit der vollen Morlaität ihrer Macht ſich ins Mittel legen. 
Ob ich mit meinen Anſichten heute noch ebenſo, wie anſcheinend zur Zeit 
meiner Wahl, die öffentliche Meinung in der Stadt Poſen vertreten kann, 
daran habe ich Gründe zu zweifeln, indem ſehr viele achtungswerthe Mitbürger 
mit ihrer Meinung über die vorliegende Frage das konſtitutionelle Syſtem zu 
verlaſſen und ſich den Grundſätzen des früheren Syſtems wieder zuzuwenden 
ſcheinen, zum Theil wohl, wie ich glauben möchte, aus Antipathie gegen die 
National-Verſammlung, indem dabei die konſtitutionellen Perſonen mit der 
Sache des Konſtitutionalismus verwechſelt werden. Dem ſei wie ihm wolle, 
ſo darf ich es nicht darauf ankommen laſſen, mit der unter meinen geehrten 
Mitbürgern herrſchenden politiſchen Meinung als Abgeordneter in Widerſpruch 
zu treten. Daher habe ich das von meinen Mitbürgern mir übertragene ehren⸗ 
volle Mandat niedergelegt und indem ich für das mir bewieſene Vertrauen danke, 
ſpreche ich den Wünſch aus, daß die Stadt Poſen in dem neu zu wählenden 
Stellvertreter des Abgeordneten ein treues und kräftiges Organ der Volksmei⸗ 
nung finden möge. Poſen, am 26. November 1818. 20 
FM Seger, ſtellvertretender Abgeordneter für die Stadt Poſen. 


Da 


Wir unterzeichneten Abgeordneten haben zu unſerer nicht geringen Ueber⸗ 
aſchung aus vielen Wahlbezirken erfahren, daß in denſelben Plakate, worin 
ein Sellens dir Nationalverſammlung einſtimmig gefaßter Beſchluß der 
Steuerverweigerung zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird, in zahlloſen Exem⸗ 
plaren umlaufen. Wir halten dieſe, mit der Unterſchrift „Die Rationalver⸗ 
ſammlung“ verſehenen, Plakate nicht für offiziell, weil uns von einem Veſchluß 
ſolcher W e gie bekannt iſt; dennoch haben wir auf alle Fälle nicht 
ver en wollen, hiemit dagegen feierlich, Verwahrung einzulegen: 1) weil 
wir fämmtlich für den Stenerverweigerungs⸗Antrag nicht geſtimmt haben, in⸗ 

er Sitzung vom 15. d. Mis. gar nicht oder nicht rechtzeitig 
eingeladen waren, theils für den Veſchluß uns nicht erhoben haben, die Ankün⸗ 
digung der einſtimmigen Annahme alſo von vorne herein auf einem Irrthum 
beruhte, deſſen ſofortige Berichtigung durch die der Abſtimmung folgende Auf⸗ 
regung und den ſchnellen Schluß der Sitzung unmöglich gemacht wurde; 2) weil 
der Beſchluß von der Nationalverſammlung noch gar nicht gefaßt iſt, indem 
der betreffende Antrag nach der Geſchäftsordnung nur durch eine zweite Ab⸗ 


ſtimmung in einer folgenden Sitzung, die bis jetzt noch nicht ſtattgefunden hat, 


zum Beſchluß erhoben werden konnke; 3) weil ſomit der Beſchluß der Veröf⸗ 
fentlichung durch Plakate nicht gefaßt werden konnte und, wie bereits im Ein⸗ 
gange bemerkt worden, auch nicht gefaßt worden iſt. Dieſe Gründe allein wer⸗ 
Verlin, den 22. November 1848. 12 
Zachariä. Bornemann. Vredt. Kalbers berg. Fleiſcher. Scholtz 
(Kreis Meferig.) Reigers. Schult e (Minden). Kutzen. Mrozik. Jan⸗ 
der. Dank. Köbler (Görlitz). Fretzdorf. Dunker. Kunth. Tietze. 
Feyerabend. Maaßen. 
Erklärung über das Verhalten der preußiſchen National ⸗Ver⸗ 
> ſammlung. e un 

Die Unterzeichneten, einzig und allein das Heil und die Zukunſt Deutſch⸗ 
lands und ihres engeren Vaterlandes Preußen dor Augen habend, das wahre 
Wohl und die Freiheiten des Volks identiſch haltend mit der Macht und Größe 
des Vaterlandes und im Bewußtſein der Erfüllung einer palriotiſchen Pflicht, 
ſich ferner frei fühlend von den Feſſeln des Parteigeiſtes, frei von jenen untau⸗ 
tern Einflüſſen der Leidenſchaft, erklären nach der reiflichſten Ueberlegung mit 
der größten Entſchiedenheit: 1 f 

Daß fie alle, vom Augenblicke der Verkündigung der, von Sr. Majfeſſät 
dem Könige derotdneten Verlegung der National-Verſammlung, von einem 
Theile der Letzteren, im offenbaren und erklärten Widerſtand gegen den Willen 
der Krone, fortgeſetzten Berathungen und gefaßten Veſchlüſſe als null und nich⸗ 
tig betrachten. ’ 

‚Sie mißbilligen überhaupt auf das Entſchiedenſte das ganze Verhalten 
des Widerſtand leiſtenden Theils der National⸗Verſammlung. 

Sie halten dafür: daß Se. Majeſtät der König nur aus gebicteriſchen 
Rückſichten in den reinſten Abſichten und im Gefühl feiner heiligen Pſlicht die 
Verlegung der Verſammlung nach Brandenburg angeordnet hat und daß die 
Krone bei Ergreifung dieſer Maßregel ſich mindeſtens im redlichen Beſitz jenes 
an im Gefühl der Ausübung einer eben ſo ernflen als unerläßlichen Pflicht 

efindet. 8 Ni 

Sie ſetzen Vertrauen in den ausgeſprochenen Königlichen Willen: „an den 
konſtitutionellen Freiheiten des Volks nichts verkümmern zu wollen.“ — Ein Ver⸗ 
trauen, wie es die Worte eines Fürften aus dem Haufe Hohenzollern verdienen. 
Sie halten es für ein unfruchtbares, ganz bie ſtaatsgefährliches 
Aae das Recht der Krone, welches in dieſer Beziehung Bis zu dieſem 
Augenblick durch keinen authentiſchen Akt und durch kein dem Volke verſtändli⸗ 
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ches Geſetz aufgehoben, zum Gegenſtande einer, für den Augenblick unauflösba⸗ 
ren Streitſtage zu machen und die gefunden, unbefangenen Rechtsbegriffe durch 
juriſtiſche Spitzſindigkeiten, auf die gefährlichfte Art zu verwirren. 
Das Volk, als der Urquell aller Macht, deſſen Wille zuletzt allein eutſchei⸗ 
dend, weiß von der Aufhebung jenes Rechts der Krone nichts. 5 
Sie halten dafür, daß der Widerſtand leiſtende Theil der Rational⸗Ver⸗ 
ſammlung, indem er ſich in einer, weſentlich faſt bloßen Formfrage, in einen 
unſeligen Streit mit der Krone eingelaſſen, dem Vaterlande einen ſchlechten, in 
ſeinen Folgen unheilvollen Dienſt erwieſen, ba es von Seiten der Krone nicht 
auf eine Suspenfion der National⸗Verſammlung, nicht auf Beſchränkung der 


Redefreiheit, nicht irgendwie auf Unterdrückung konſtitutioneller Rechte abgeſe⸗ 


hen, ſondern nach dem klar ausgeſprochenen und vom Volke mit Vertrauen auf⸗ 
genommenen Willen Sr. Majeſtät des Königs im Gegentheil auf neue Aure⸗ 
gung der Thätigkeit und Wirkſamteit der Volksvertreter in ihrem wahren Ve⸗ 
rufe, auf Entfeſſelung der, auf die offenkundigſte Art terrorifirten und un⸗ 
terdrückten Rede- Freiheit, alſo auf Erweiterung und Sicherung konſtitutio— 
neller Rechte hingezielt und abgeſehen war. 

Aus dieſen Gründen verſchmähen die Unkerzeichneten alle unter juridiſcher 
Autorität auf fern hergeholten fubtilen und zweideutigen Gründen beruhenden 
Trugſchlüſſe und Verdächtigungen, und verweilen ſie dorthin, wohin ſie gehören, 
in das unfruchtbare Gebiet der Spitzſindigkeit und der Splitterrichterei. — 

Sie halten ferner jene Handlung der Krone, ihtem Weſen nach, für eine 
bloße Verwaltungsmaßbregel. — Es wäre daher palriotiſche Pflicht der damit 
nicht einverſtandenen Volksvertreter geweſen, unter vorläufiger Vermeidung des 
notoxiſch ſtreitigen, auf dem ausreichend geräumigen, notorisch unſtreiligen 
Rechtsboden dasjenige auf geſetzmäßigem und friedlichem Wege zu erſtreiten, 
was ſich jetzt auf einem unſicheren und beſtrittenen Rechtsboden nach aller menſch⸗ 
lichen Vorausſicht nicht erſtreiten läßt, ohne vielleicht das Vaterland in den Ab⸗ 


rium hatte noch nichts verschuldet, weil ts noch ubs Pendel Hätte . 1 f 
unangeſochtener Ruf thatkräftiger, geſinnungtüchtiger Männer ſſeht ſogar den 
neuen Miniſtern zur Seite. ut er munten 

Was kann aber eine, durch Selbſt⸗Vewußtſein ſtarke rätichaf. Werfantun- 
lung hindern, in ſeiner Vollkraft einem derantwortlichen Miniſterko gegenüber, 
ſich volle Geltung zu verſchaffen? 22 N 

Es ſteht daher faſt wie eine geſpenſterartige Furcht aus, wenn eine Natio⸗ 
nal-Verſammlung einem ſolchen, blos verdächtigten Miniſterio nicht einmal 
gegenüber zu treten wagen will. 185 — 

Das Unheilvollſte endlich, was der Widerſtand leiſtende Theil der Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung thun konnte, war die dekrelirte Steuer Verweigerung. — 
So ungültig dieſe Handlung an und für ſich iR, fo wird dadurch der Bürger⸗ 
krieg offenbar gewaltſam herauf beſchworen. . ee 

Doch dieſe Handlung wird und muß Aller Augen öffnen und den Stab 
brechen über jene Fraktion, die ſich ſo ſchwer an dem Vaterlande, bewußt oder 
unbewußt, verſündigen konnte. 1 N 

Die Unterzeichncten wißbilligen und verwerfen daher auf as Allerent⸗ 
ſchiedenſte alle, ſeit der ausgeſprochenen Verlegung der National» Berfammt ng 
von jener widerſpenſtigen Fraktion vorgenommenen Handlungen und Beſchlüſſe 
als null und nichtig. — Sie geben den Maßregeln der Krone ihre vollſländigſte 
Zuſtimmung und fordern alle wahrhaften Patrioten auf: ſich dieſer kathegori⸗ 
ſchen Erklärung anzuſchliehen und nöthigenfalls die Krone mit Leib und Leben 
zu ſchützen. 1508 

Möge die obige Erklärung zur Keuntniß Sr. Maſeſlät gelangen und als 
der Ausdruck der, unter den hieſigen Einwohnern allgemein verbreiteten Ge⸗ 
ſinnungen zu Seiner Beruhigung dienen. s 

Schmiegel, den 26. Nopmber 1848. 


Mehrere Einwohner. 


grund des Bürgerkrieges zu ſtürzen. 


In der Zurückweiſung eines, von der Krone ſo eben ernannten neuen Mi⸗ 
niſterti, bevor noch daſſelbe feine Funktion angetreten — möge dieſe Zurück⸗ 


weiſung durch einen Proteſt irgend welcher Art und 


geſchehen, den Charakter einer thatſächlich ungerechtfertigten, unzeitigen und 
voreiligen Widerſpenſtigkeit trägt — ſehen die Unterz 
digung der Krone und eine Kränkung ihrer unbefireit 

Die Krone iſt dem Volke gegenüber auſs höchſle verantwortlich für die Auf⸗ 
die ohne den ausdrücklichen, feier⸗ 


rechthaltung und Bewahrung folder Rechte, 
lich erklärten Willen des Volks unperaͤußerlich find. 
Eine willfährige Fügung der Krone unter 


befugten Aufopferung eines, 
zu achten. 


Jene Zurückweiſung Seitens der National Verfammlung. gründete ſich auf 
i Nichts als auf bloße Vermuthungen und Verdächtigungen. 2 Das Diinifie- 


Todes- Anzeige. 

Am 24. d. Mts. Vormittags 9 Uhr entriß mir 
der Tod meine Gattin Emilie geborne Krieger, 
in einem Alter von 37 Jahren 6 Monaten in Folge 


unzeitiger Entbindung. Mit mir beweinen vier noch. 


unerzogene Kinder den unerſetzlichen Verluſt. 
RNobakowo, den 27. Novbr. 1819. 
J. Link. 


Die unlängſt in meinem Verlage erſchienene 


Karte des Großherzog⸗ 
thums Poſen, 


in phyſiſcher, topographiſcher und admini⸗ 
ſtrativer Hinſicht, ſo wie auch militafriſcher, 
religiöſer und kommercieller Beziehung in 
zwei Blättern nach den beſten Quellen bearbeitet von 
v. Münchow, Pr.⸗Lieut. a. D., habe ich mit 
Cigenthums⸗ und Verlagsrecht Hrn. Louis 
Merzbach käuflich überlaſſen, 


Auf obiges Bezug nehmend, füge ich nur noch 
hinzu, daß dieſe Karte durch alle Buchhandlun⸗ 
gen zu beziehen iſt. „Sie if die neueſte, beſte und 
reichhaltigſte, die wir bis jetzt beſitzen. a 
Preis für beide Blätter 1 Thlr. 15 Sgr. 
Regierungsbezirk Poſen 51 e 

dio, 


Zupanisti. 


— 2 


25 Sgr. 


— 4 


Aus dem Abdruck der Zeitungen und aus den Vers 
fügungen der Königl. Löbl. Landſchafts⸗ Direktion 
zu Poſen, erblicke ich, daß dieſelben meine eigenhän⸗ 


digen Unterſchriſtszüge als Okuniewski, drucken 


und ſchreiben laͤſſen, weshalb ich mich veranlaßt finde, 
das geehrte Publikum in Kenntnig zu ſetzen, daß ich 
der mittelſte Sohn des Gutsbeſitzers Adalbert, und 
Hedwigis Warlinsfa, Okoniewskiſchen 
Ehegatten aus Gogolkowo Schubiner Kreiſes bin, 
deſſen mir gehörigen Namen zu verwechſeln ich nicht 
nöthig habe, und daß meine eigenhändigen Unter⸗ 
ſchriſtszuͤge für Druck und ſonſtige Schriſiſteller 
Okoniewok' bedenken. nn Erz 
Gneſen, den 26. November 1818. 
Alexander Okonleweki, 


dem jedesmaligen Willen der 
National- Verſammlung, wäre aber in dieſer Hinſicht einer leichtſinnigen, uns 


der Krone vom Volke anvertrauten Kleinods gleich 


deutſche Central 
Form erfolgen, der, wie 


eichneten eine ernſte Belei⸗ 
baren Rechte. 


— Nil 26 Sgr. 8 Pf.; 


Rrihlr. 


Ein Kandidat der Theologie ſucht zu Neufahr 
eine Hauslehrerſtelle im Großherzogthum Pofen. 
Nähere Auskunſt wird Herr Prediger Friedrich in 
Poſen zu ertheilen die Güte haben. 


Das Speditions- und Verladungs⸗Geſchäft 
von 


Herrmann Guelden in Gr. Glogau 
empfiehlt ſich zu Beförderungen über hieſigen 
Platz unter billiger Proviſion und möglichſt 
mäßiger Frachtſätze bei Weiterbeförderungen, 
zu welchem Zwecke wöchentlich zweimal Gelegen⸗ 
heiten nach Liſſa zum Anſchluß nach Poſen, 
oder auch direct nach dort abgehen. 


Für Tiſchler⸗ Meiſter 
ächt engliſches Werkzeug bei 
Jakob Schönlank, Markt 49, 


— —— ͤ — — 


Schloßſtraße No. 83. ſind 2 Wohnungen, jede 

beſlehend aus 6 Zimmern nebſt Zubehör, im erſten 

und im zweiten Stock, von Neujahr an zu vermiethen. 

Das Nähere hierüber in der Papierhandlung von 
D. Goldberg, Markt No. 83. 


Veſie Pommerſche Gänſebrüſle, 5. eh ir 


dto. große Görzer Maronen, 
dio. Taſel-Bonillon und 
wöchentlich mehrtremale ſriſche Mundhefen empfiehlt 
die Ruſſiſche Thee⸗ Handlung 
PVreslauerſſraße No. 7. 


— —— — 12.00 


reren 


Carageen⸗Chocolade 


ſür Bruſtleidende, von den Herren Hof⸗ Lieferanten 


11 Dan Hildebrand & Sohn in Berlin em⸗ 

pfingen und empfehlen Re 

e F. Meyer & Comp., 
Wilhelmsplatz No. 1. 


— — 


„Mehrſeitiger Aufforderung zufolge, lade ich auch 
zum Mittagtiſch im Abonnement pro Monat 
5 Tol, ergebenſt ein. Gerlach. 


| neber ſeine Geldeinnabmen und. Ausgaben wir] 


richt. Polen, den 27. November. 
Der Schſl. zu 16 Mz. Preuß.) 

Weizen 1 Riblr. 16 Sgr. 8 Pf., auch 1 Nihlr. 23 Sgr. 4 Pf.; Roggen 
— Kllr. 23 Sgr. 4 Pl., auch —Rtlr. 26 Sg. 8 Pf.; Gerſtt 22 Sgr. 3 Pr. auch 
Haſer 13 Sgr. 9 pf., auch 16 Sgr. — Pf.; Buchweizen 
—Ntlr. 22 Sgr. 3 Pf., auch — Rtir. 26 Sgr. 8 Pf.; Erbſen — Nilr. 26 Sgr. 1 Pf., 
auch 1 Rtlr. 3 Sgr. 4 Pf.; 
Heu zu 110 Pfd. 20 Sgr.— 
Sgr., auch 4 Ril. 10 Sgr.; 


u 


das 


Comité in einigen Tagen an diefer Stelle 
Mittheilung machen. g 


Wars 


Kartoffeln 8 Sgr. — Pf., auch 9 Sgr. — Pf.; 
Pf. auch 24 Sgr.; Strob, das Schock 4 Nihlr. — 
Butter das Faß zu 8 Pfd. 1 Rtlr. 25 Sgr., auch 2 


Poſen, den 27. November. (Nicht amtlich.) Marktpreis für Spiritus pre 
Tonne von 120 Quart zu 805 


Tralles 124 — 124 Ribir. 


Seute Mittwoch den 29. November Abends 7 Uhr, 
Sitzung des demokratiſch⸗konſtitutionellen Vereine. 


Das deutſche Central⸗Comité legt fein 
Mandat nieder, indem es die Intereſſen 
der Deutſchen durch den in Poſen tagen⸗ 
den Hauptverein der deutſchen Verbrüde⸗ 
rung genügend vertreten glaubt. Die Vil⸗ 
dung eines Diſtrikts⸗Vereins für die Stadt 
Peſen iſt nunmehr die erſte Aufgabe, um 
die Beſchlüſſe der Deputirten-Verſamm⸗ 
lung vom 26. d. M. ins Leben treten zu 
laſſen. Die Wichtigkeit dieſer Angelegen⸗ 
heiten wolle recht viele unſerer Mitbürger 
heute Mittwoch den 29. RNovör. 

3 uhr Nachmittags 
zur Volksverſammlung im Odeum ver⸗ 
einigen. Dr. Barth, 
als Ordner der Volksverſammlung. 


Auf dem Hofe des Hauſes Berlinerſtraße No. 29. 
ſteht ein verdeckter Reiſewagen billig zum Verkauf 


— —ꝛ1¹ẽ—7Z—ꝑᷣ; 2 — 


Barteldt's Caſſeehaus, | 


Tauben- und Jeſuiteuſti 

N Mit tip ech 

Abendunterhaltung durch Harfeniſtinnen. Speiſen: 

Rebe, Haſene und andere Braten mit Schmorkohl 

oder Kartoffeln, Bedienung im Eoftüm. 
| f „ rundliche Einladung. 


1626 Man 


ef Thermometer und Bar om tend „ie el Windricht 
10 Ju Poſen, vom 19 bis 25. Nov, 4 fir 
Tag. | Tbermomeierhand J Batemeter⸗T 8 
2 2 e Ram. . ak 
Novpbr. 3,3%| + 5, 27 8. 408 S 
20. + 2,0% . 1.0 25 410. e 
15 x +. 15“ 82• A . RER E 
— 2•[＋ 5,2° -100 » 
3, “ 2 755 + 6.3% 27 # 7,2 1 — 
. — 0.8% + 44% 27. 730. 
B. ＋ 1,3% + 30% 7 „ 9,0 [S. 


